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Teil 1 - Begründung 

 
1. Einleitung 
 
1.1 Anlass und Ziele der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
das Ziel verbunden, in der Gemeinde die nachhaltige städtebauliche Ordnung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende Bodennutzung zu gewährleisten. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow hat am 25.02.2020 die Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 23 mit der Gebietsbezeichnung „Stof-
ferstorf Süd“ beschlossen. Da jedoch kein Vorhaben- und Erschließungsplan (i. S. d. 
§ 12 BauGB) vorlag, der ein dezidiertes Bauvorhaben beschrieben hätte, fand mit der 
Erstellung des Vorentwurfes die Umwidmung in einen regulären Bebauungsplan statt. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 beabsichtigt die Gemeinde Gägelow, die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine erneute gewerbliche Nutzung der leerstehenden 
Bebauung sowie für die Errichtung zusätzlicher baulicher Anlagen zu schaffen. Künftig 
soll das Plangebiet als Standort einer Spedition mit Lagerflächen genutzt werden. Vor-
gesehen ist auch die Errichtung einer Waschstraße und einer Lkw-Reparaturhalle. Des 
Weiteren ist geplant, Teilflächen dem gemeindlichen Bauhof als Lagerflächen zur 
Verfügung zu stellen und eine Fläche für den Ausgleich zu schaffen. Die Gemeinde 
Gägelow unterstreicht mit den Planungen ihre Bedeutung als Gewerbestandort. 
Gleichzeitig werden bereits vorhandene Entwicklungspotentiale genutzt und keine 
neuen unversiegelte Flächen in Anspruch genommen, da das Plangebiet im Flächen-
nutzungsplan bereits als Gewerbegebiet dargestellt wird. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow hat am 24.11.2020 den Vorentwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 23 für die frühzeitige öffentliche Auslegung bestimmt. Die 
Auslegung fand im Zeitraum vom 20.01.2021 bis zum 03.03.2021 statt. Folgende we-
sentliche Änderungen wurden an der Planung vorgenommen und sind in den Entwurf 
eingeflossen: 

- Weitere Grünflächen wurden festgesetzt. Das Gewerbegebiet wurde verklei-
nert. 

- Einzelhandelsbetriebe wurden generell ausgeschlossen. 
- Die Festsetzungen zur Vermeidung von Lärmimmissionen wurden ergänzt. 
- Regelungen zur Niederschlagsentwässerung wurden getroffen. 
- Bestehende Leitungen wurden nachrichtlich übernommen. 
- Die Eingriff- und Ausgleichsbilanzierung wurde angepasst. 

 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gägelow hat am 31.08.2021 den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 23 für die öffentliche Auslegung bestimmt. Die Auslegung fand 
im Zeitraum vom 27.09.2021 bis zum 29.10.2021 statt. Ausgehend von den eingegan-
genen Stellungnahmen kam es zu einigen radaktionellen Anpassungen. 
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1.2 Lage und Geltungsbereich 
 
Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Landkreis Nordwestmecklenburg unmittelbar 
angrenzend an die Hansestadt Wismar. Zudem liegt sie verkehrlich günstig direkt an 
der Bundesstraße 105, die Wismar über Grevesmühlen mit Lübeck verbindet. Das Ge-
biet des Bebauungsplanes Nr. 23 befindet sich in der Ortslage Stofferstorf, die 
ca. 2 km südlich von der Ortslage Gägelow liegt. Im Nordwesten des Plangebietes er-
streckt sich der Siedlungsbereich der Ortslage Stofferstorf. 
 
Der räumliche Geltungsbereich wird örtlich begrenzt: 
 
im Norden:  durch Grünland und die „Dorfstraße“, 
im Osten:  durch landwirtschaftliche Nutzflächen, 
im Süden: durch landwirtschaftliche Nutzflächen, 
im Westen: durch landwirtschaftliche Nutzflächen und Grünland. 
 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 12/1, 30/3 (teilweise) und 34 der Flur 1 
in der Gemarkung Stofferstorf. Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt ca. 2,9 ha. 
 

 
Luftbild des Plangebietes in Stofferstorf, © GeoBasis DE/M-V 2020 

 
 
1.3 Planungsrecht, Flächennutzungsplanung und Raumordnung 
 
Die Gemeinde Gägelow verfügt über einen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1999. 
Er liegt vor in der wirksamen Fassung der 3. Änderung. Im Flächennutzungsplan wird 
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 als Gewerbegebiet dargestellt. Auf-
grund der geringen Größe der Fläche für Gemeinbedarf stellt diese keine Abweichung 
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von der Grundkonzeption des Flächennutzungsplanes dar. Der Bebauungsplan Nr. 23 
kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 

• das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 
(BGBI. I S. 1802), 

• die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.06.2021 (BGBI. I S. 1802), 

• die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I 
S. 58), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802), 

• die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert am 
19.11.2019 (GVOBl. M-V S. 682) 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze und Richtlinien können im Bauamt des Amtes 
Grevesmühlen-Land, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen, während der Öffnungs-
zeiten eingesehen werden. 
 

 
Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow 

 
Als Plangrundlagen wurden die digitale topographische Karte Maßstab 1:10.000 vom 
Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, © GeoBasis DE/M-V 
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2020, sowie ein Auszug aus der Liegenschaftskarte der Flur 1 in der Gemarkung Gä-
gelow verwendet. 
 
Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Norden der Region Westmecklenburg. Das 
Gemeindegebiet wird im nördlichen Bereich, in dem der Geltungsbereich verortet ist, 
durch das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) im 
Wesentlichen als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft definiert. Außerdem befindet sich 
die Gemeinde Gägelow im Stadt-Umland-Raum des Mittelzentrums Wismar. Die Ge-
meinde Gägelow nimmt als Gewerbestandort eine wichtige Funktion im Stadt-Umland-
Raum ein. Dies zeigt sich u. a. durch das vorhandene Mecklenburger Einkaufzentrum 
(MEZ). Es gibt starke wirtschaftliche Vernetzungen zwischen Gägelow und Wismar. 
 
Im RREP WM gibt es die Zielsetzung die Entwicklung gewerblicher Bauflächen in Ge-
meinden ohne Zentralortsfunktion auf den Eigenbedarf der vorhandenen Unterneh-
men auszurichten. 
 
 
2. Planungskonzept 
 
2.1 Ausgangssituation 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 stellt eine ehemalige LPG-Fläche 
dar. Es befinden sich einige leerstehende Gebäude auf dem Gebiet, die sich alle in 
der südlichen Hälfte befinden. In der nördlichen Hälfte des Plangebietes ist unbeplan-
tes Grünland vorzufinden. Entlang der südlichen, nordwestlichen und östlichen Gren-
zen des Plangebietes existieren Baumreihen. 
 
Anlass des Bebauungsplanes Nr. 23 ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für eine gewerbliche Nutzung und die damit einhergehende Beseiti-
gung des aktuellen städtebaulichen Missstandes. Für das dem Außenbereich zuzu-
ordnende Gebiet, soll mittels des Bebauungsplanes Nr. 23 Baurecht für gewerbliche 
Nutzungen geschaffen werden. 
 
Die aktuell leerstehenden Gebäude innerhalb des Geltungsbereiches sollen erhalten 
bleiben und der erneuten gewerblichen Nutzung für eine Spedition und für Lagerflä-
chen dienen. Darüber hinaus sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung weiterer baulicher Anlagen geschaffen werden. Ebenfalls soll eine Fläche 
für den gemeindlichen Bauhof zur Lagerung von Grünabfällen entstehen. 
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Bestehende Zufahrt          Vorhandene Freifläche 

 
 

   
Ehemaliges LPG-Gebäude         Bestandsgebäude und Baumreihe am südlichen
            Rand des Geltungsbereiches 

 
 
2.2 Festsetzungen 
 
Innerhalb des im Bebauungsplan Nr. 23 festgesetzten Gewerbegebietes GE sind Ge-
werbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, öffentliche Betriebe sowie Geschäfts-, Büro- und 
Verwaltungsgebäude allgemein zulässig. Die ansonsten allgemein zulässigen Tank-
stellen und Anlagen für sportliche Zwecke werden von der Zulässigkeit grundsätzlich 
ausgeschlossen. Die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes und somit unzulässig. Die differenzierten Festsetzun-
gen sollen die angestrebten gewerblichen Nutzungen im Sinne der städtebaulichen 
Ziele der Gemeinde steuern. Die ausgeschossenen Nutzungen Tankstellen, Anlagen 
für sportliche Zwecke und Vergnügungsstätten sind bereits in ausreichendem Maße in 
der Gemeinde vorhanden bzw. an geeigneteren Standorten auszuweisen.  
 
In dem festgesetzten Gewerbegebiet GE sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Die 
Gemeinde regiert damit der Zielsetzung des Regionalen Raumentwicklungsprogram-
mes Westmecklenburg, keine zentrenrelevanten Einzelhandelssortimente in Gemein-
den ohne Zentralortsfunktion anzusiedeln. Außerdem verfolgt die Gemeinde das Ziel 
Einzelhandelsbetriebe im Hauptort Gägelow zu bündeln und in anderen Ortslagen 
nicht zuzulassen. 
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Es ist eine maximale Firsthöhe von 10,0 m zulässig. Für die festgesetzten Firsthöhen 
wird als Bezugspunkt die mittlere hergestellte Höhenlage der überbaubaren Grund-
stücksfläche festgesetzt. Die Firsthöhe ist gleich die Höhenlage der oberen Dachbe-
grenzungskante, also der äußere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel. Die für eine 
gewerbliche Nutzung vergleichsweise restriktive Begrenzung auf 10,0 m im Gewerbe-
gebiet GE soll visuelle Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes vermeiden bzw. mi-
nimieren. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. Bei der Festle-
gung der Baugrenzen wurden einerseits die Bestandsgebäude und andererseits die 
Bestandsbäume berücksichtigt. Sofern sich die Baugrenzen nicht an den Gebäuden 
im Bestand orientieren, halten sie mindestens 1,5 m Abstand von den Baumkronen 
(Wurzelschutzbereich) geschützter Bäume. Um das bauliche heranrücken an die Wur-
zelschutzbereiche zu verhindern, sind Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Hiervon Ausgenommen sind 
Einfriedungen (siehe unter 2.3 örtliche Bauvorschriften). 
 
Die festgesetzte Fläche für den Gemeinbedarf ist dem gemeindlichen Bauhof gewid-
met. Sie dient der Nutzung als Lagerplatz von Grünabfällen durch den gemeindlichen 
Bauhof. Die Gemeinde Gägelow beabsichtigt mit der Festsetzung einer Gemeinbe-
darfsfläche diese Nutzung langfristig zu sichern. 
Der vorgesehene Lagerplatz für Grünabfälle (kommunaler Bauhof) ist eine „Anlage zur 
zeitweiligen Lagerung von nicht gefährlichen Abfällen“. Ab einer Lagerkapazität von 
100 t wäre so eine Anlage gemäß Nr. 8.12.2 der Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen (4. BImSchV) genehmigungsbedürftig nach dem BImSchG. Bis zu 
einer Lagermenge von 100 t ist eine Baugenehmigung ausreichend (Lagerplatz). 
 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 darf in dem festgesetzten Gewerbege-
biet durch die Grundflächen von Stellplätzen, Zufahrten und Nebenanlagen bis zu ei-
nem Maß von maximal 0,8 überschritten werden. 
 
Im Baugebiet mit festgesetzter abweichender Bauweise sind Gebäude und bauliche 
Anlagen mit einer Länge von mehr als 50,0 m zulässig. Es gelten die Grenzabstände 
der offenen Bauweise. Für das Gewerbegebiet gilt, dass Gebäude mit einem seitli-
chem Grenzabstand von mindestens 3,0 m zu errichten sind. 
 
Um eine Einbindung in die vorhandene Geländestruktur zu erreichen, sind innerhalb 
des Gewerbegebietes GE zur Herstellung einer überbaubaren Grundstücksfläche Auf-
schüttungen oder Abgrabungen des natürlich anstehenden Bodens bis zu einem Maß 
von jeweils 1,0 m zulässig. Für die festgesetzten Höhen gilt als Bezugspunkt die mitt-
lere Bestandshöhenlage der überbaubaren Grundstücksfläche. 
 
 
2.3 Örtliche Bauvorschriften 
 
Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften dient der weiteren Festlegung von Ge-
staltungskriterien und der damit angestrebten Anpassung an die örtlichen Verhältnisse 
in der Ortslage Stofferstorf. Die Festsetzungen dienen vorwiegend der Dach- und 
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Fassadengestaltung und den Außenanlagen mit dem Ziel, das Orts- und Landschafts-
bild nicht zu beeinträchtigen. 
 
Als zulässige Dachformen für das Hauptgebäudedach wird in Orientierung an die be-
reits vorhandenen Gebäude ein Flachdach oder flaches Satteldach mit einer Dachnei-
gung von höchstens 25° festgesetzt. Für Erweiterungsgebäude und Nebengebäude 
sind andere Dachformen und -neigungen zulässig. Für die Dacheindeckung des 
Hauptgebäudes sind nur nicht glänzende Materialien zu verwenden. Unbeschichtete 
Eindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei sind unzulässig. Die Verwendung von Dach- 
oder Fassadenmaterialien, die andere Baustoffe vortäuschen, ist unzulässig. Anlagen 
zur Nutzung der Sonnenenergie sind auf den Dachflächen zulässig. 
Niederschlagswasser von unbeschichteten Dachflächen aus Kupfer, Zink oder Blei ist 
als belastet zu betrachten. Daher werden derartige Dacheindeckungen ausgeschlos-
sen. 
 
Fassaden mit einer Gesamtlänge über 40,0 m sind mindestens alle 20,0 m vertikal zu 
gliedern. Dazu sind sowohl bauliche Konstruktionen wie Vor- oder Rücksprünge, der 
Einbau von Gliederungselementen als auch Elemente der Fassadenbegrünung zuläs-
sig. Damit wird auf die festgesetzte abweichende Bauweise reagiert, die bauliche An-
lagen mit Längen über 50 m zulässt. Es wird sichergestellt, dass keine monotonen 
Fassaden entstehen. 
 
Um eine Blendwirkung für die Umgebung auszuschließen ist die Verwendung von re-
flektierenden Dach- oder Fassadenmaterialien mit Ausnahme von Glasflächen und 
von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie unzulässig. Es sind Solarmodule mit ei-
ner Antireflexionsbeschichtung zu verwenden. 
 
Das festgesetzte Gewerbegebiet ist mit einer Einfriedung bis maximal 2,0 m Höhe zu 
versehen. Dies dient der Sicherheit des Betriebsgeländes. 
 
Zur Sicherung eines attraktiven Siedlungsumfeldes sind von den öffentlichen Ver-
kehrsflächen einsehbare Standplätze von Abfallbehältern mit einer blickdichten, dau-
erhaften Bepflanzung, begrünten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen. Werbe-
anlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. 
 
Es wird auf § 84 der Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V erlasse-
nen Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen 
können mit Bußgeld geahndet werden. 
 
 
2.4 Verkehrserschließung und Stellplätze 
 
Die Ortslage Stofferstorf verfügt über eine günstige Verkehrsanbindung innerhalb der 
Gemeinde Gägelow, da sie direkt an der Bundesstraße 105 liegt. Die Erschließung 
des Plangebietes erfolgt über die B 105. Im Bestand existieren bereits zwei Auffahrten, 
die weiterhin genutzt werden sollen. Dazu werden Ein- und Ausfahrtbereiche festge-
setzt. Das Straßenbauamt Schwerin hat während der frühzeitigen Behördenbeteili-
gung keine Bedenken zur Planung geäußert. 
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In den Einmündungsbereichen zur Bundesstraße 105 werden von Bebauung freizu-
haltende Flächen in Form von Sichtdreiecken festgesetzt. Hier dürfen Nebenanlagen 
und Einrichtungen gem. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO nicht errichtet werden. Grund-
stückseinfriedungen und Strauchwerk dürfen eine Höhe von 0,8 m über Fahrbahn-
oberkante nicht überschreiten. Davon ausgenommen sind vorhandener und zu erhal-
tender Baumbestand sowie Neuanpflanzungen mit einer Kronenansatzhöhe von über 
2,5 m. 
 
Für die innere Erschließung des Gewerbegebietes ist zu beachten, dass sich einige 
Gebäude gänzlich oder in Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche 
entfernt befinden. Es sind deshalb nach § 5 LBauO M-V Zufahrten oder Durchfahrten 
zu den vor und hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungs-
flächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. 
Die Zu- und Durchfahrten müssen für Feuerwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und 
tragfähig sein. Sie sind derart zu kennzeichnen, dass sie von der öffentlichen Ver-
kehrsfläche aus sichtbar sind. Fahrzeuge dürfen auf diesen Flächen nicht abgestellt 
werden. 
 
 
2.5 Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 23 be-
trägt ca. 2,9 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen: 
 

Flächennutzung Flächengröße in m² 

Gewerbegebiet 18 080 

Fläche für Gemeinbedarf 1 290 

Grünflächen (privat) 6 100 

Verkehrsflächen 3 450 

Plangebiet, Summe 28 920 

 
 
3. Ver- und Entsorgung 
 
Ver- und Entsorgungsanlagen innerhalb des Plangebietes sind teilweise bereits vor-
handen. Für die künftigen leitungsgebundenen Anlagen existieren Anbindungspunkte 
an vorhandene Leitungssysteme der jeweiligen Ver- und Entsorgungsträger. Die Trä-
ger der Ver- und Entsorgung sind in die Ausführungsplanung frühzeitig einzubeziehen. 
Die Mindestabstände zu ggf. vorhandenen Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungs-
maßnahmen zu beachten. 
 
Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erläutert. 
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3.1 Trinkwasser- und Löschwasserversorgung 
 
Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt durch den zuständigen Zweckverband Wismar 
aus dem Wasserwerk in Gramkow. Die neuen Anschlüsse sind an das Wasserversor-
gungsnetz des Zweckverbandes Wismar anzuschließen. Neuanschlüsse zur Wasser-
versorgung sind mit dem Versorgungsträger abzustimmen. Bestehende Leitungen 
wurde nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. 
 
Hinsichtlich des sparsamen Umgangs mit Trinkwasser sollte der Einsatz von wasser-
sparenden Technologien (z. B. Brauchwasseranlagen) bevorzugt werden. Der Bau 
und die Benutzung einer Eigenwassergewinnungsanlage (z. B. zur Regenwassernut-
zung) sind gemäß § 13 Abs. 4 Trinkwasserverordnung (TrinkwV) gesondert beim 
Zweckverband Wismar zu beantragen und bedürfen der Genehmigung. 
 
Für die Löschwasserversorgung stehen zwei Vertragshydranten mit je 48 m³ pro 
Stunde zur Verfügung. Diese befinden sich nördlich und nordwestlich des Geltungs-
bereiches in ca. 150 m und 200 m Entfernung an der „Dorfstraße“. Im Siedlungsbereich 
der Ortslage Stofferstorf befindet sich auch ein Teich, der mit einem Volumen von 
200 m³ als Löschwasserreservoir dient. Folglich ist die vorgesehenen Löschwasser-
versorgung für den Grundschutz von 96 m³ pro Stunde über einen Zeitraum von zwei 
Stunden sichergestellt. 
 
 
3.2 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 
 
Für die Ortslage Stofferstorf wurde der Zweckverband Wismar von der Abwasserbe-
seitigungspflicht befreit. Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt dezentral über grund-
stücksbezogene Abwasseranlagen. Bei der Errichtung von Abwasseranlagen sind Ab-
stimmungen mit der unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
zu führen. 
 
Die Gemeinde Gägelow hat ein Gutachten mit Aussagen zur Versickerungsfähigkeit 
der Baustoff- und Umweltlabor GmbH, Friedrichsmoor, 09.06.2021 erstellen lassen. 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass eine Versickerung nicht uneinge-
schränkt möglich ist. Für Starkregenereignisse sollten Abläufe oder für Extremereig-
nisse Notabläufe eingeplant werden. 
 
Die Gemeinde setzt aufgrund des Gutachtens folgendes fest: 
Das in dem Gewerbegebiet GE anfallende, unverschmutzte Niederschlagswasser ist 
dezentral zur Versickerung zu bringen. Überschüssiges Niederschlagswasser durch 
Starkregenereignisse ist auf die nördliche Grünfläche „Grünland“ zu leiten und dort zu 
versickern. 
 
Eine Einleitung in die vorhandene private Niederschlagswasserleitung ist mit dem Ei-
gentümer abzustimmen. Laut dem Zweckverband Grevesmühlen bedarf es einer 
Nachweisführung zur Hydraulik sowie einer rechtlichen Sicherung, nämlich der Eintra-
gung von Dienstbarkeiten, sollte die private Niederschlagswasserleitung mit genutzt 
werden. Zudem weist der Zweckverband auf die Möglichkeit das Niederschlagswasser 
über das Flurstück 46, Flur 1, Gemarkung Stofferstorf in den Zierower Bach einzulei-
ten, hin. 
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Die untere Wasserbehörde weist auf folgendes hin: Ein möglicher Anschluss von Über-
schusswasser an die Entwässerung in der Dorfstraße Stoffertorf bedarf generell einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis der Gemeinde für die Einleitung in den Zierower Bach. 
 
 
3.3 Energieversorgung und Telekommunikation 
 
Die Versorgung mit elektrischer Energie wird durch das örtliche Versorgungsunterneh-
men e.dis AG sichergestellt. Die Gemeinde Gägelow wird von der HanseGas AG mit 
Erdgas versorgt. Ein Anschluss der geplanten Baugebiete an das Gasnetz ist vorge-
sehen. Für den rechtzeitigen Ausbau sind Abstimmungsgespräche mit dem jeweiligen 
Versorgungsträger zu führen. 
 
Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Telekom AG si-
chergestellt. Ein ausreichendes Leitungsnetz ist vorhanden. Für den rechtzeitigen Aus-
bau sind Abstimmungsgespräche mit der Telekom zu führen. Bestehende Leitungen 
wurde nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. 
 
Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie oder 
Erdwärme zu empfehlen. Anlagen zur Solarenergienutzung sind auf den Dächern zu-
lässig. 
 
 
3.4 Abfallentsorgung und Altlasten 
 
Die Abfallentsorgung erfolgt auf Grundlage der Abfallsatzung des Landkreises Nord-
westmecklenburg. Für das Plangebiet ist die ordnungsgemäße Abfallentsorgung über 
das vorhandene Straßen- und Wegenetz gewährleistet. 
 
Der Standort wird im Altlasten- und Bodenschutzkataster unter der Kennziffer 
AS_Z_74_0055 als Altstandort einer oberirdischen Tankstelle geführt. Werden bei 
Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unna-
türlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasun-
gen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gem. § 4 Abs. 3 Bun-
desbodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belaste-
ten Bodenaushubs verpflichtet. Bei konkreten Anhaltspunkten dafür, dass eine schäd-
liche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, ist dies unverzüglich der Landrätin des 
Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehörde (Sachgebiet 
Abfall, Bodenschutz und Immissionsschutz) mitzuteilen (§ 2 LBodSchG M-V). Bei allen 
Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von 
Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden (§ 1 
LBodSchG M-V). 
 
 
4. Eigentumsverhältnisse, Planungskosten 
 
Das Plangebiet befindet sich im privaten Eigentum. Die Planungs- und Erschließungs-
kosten tragen die Eigentümer. Die Gemeinde wird von allen Kosten freigehalten. 
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5. Immissionsschutz 
 
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse beachtet werden. 
 
Das Plangebiet beeinträchtigende Immissionen können von der Bundesstraße 105, 
von im Südwesten befindlichen Windenergieanlagen sowie von den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgehen. 
 
Die möglichen Beeinträchtigungen durch Emissionen der landwirtschaftlich genutzten 
Außenbereichsflächen im Ortsrandbereich (Lärm, Staub, Geruch) sind in einer Land-
gemeinde durchaus typisch und treten, saisonal bedingt, nur in Jahresspitzen auf. 
 
Das durch den Bebauungsplan Nr. 23 planungsrechtlich vorbereitete Gewerbegebiet 
wird voraussichtlich Immissionen erzeugen. Durch den Speditionsbetrieb wird zusätz-
liches Verkehrsaufkommen verursacht. Potentiell kann hiervon der Ortskern der Orts-
lage Stofferstorf, nordwestlich des Plangebietes, betroffen sein. Eine schalltechnische 
Untersuchung wurde von der Gemeinde in Auftrag gegeben. 
 
Die schalltechnische Untersuchung von Lärmschutz Seeburg (Rostock, 27.07.2021) 
kam zu folgenden Ergebnissen: 
 
Geräuschsituation und aktive Schallschutzmaßnahmen Gewerbe 

Die Geräuschsituation wird durch die bestehenden Windenergieanlagen bestimmt. Die 
Beurteilungspegel der Windenergieanlagen betragen tags und nachts 47 dB(A). Der 
Orientierungswert der DIN 18005 für den Nachtzeitraum von 45 dB(A) wird um 2 dB 
überschritten. Die Geräuschemissionen von Anlagen, die sich im Bebauungsplan be-
finden, dürfen die Beurteilungspegel nicht erhöhen. Der Beurteilungspegel aller mög-
lichen Anlagen im Bebauungsplan muss den Immissionsrichtwert von 45 dB(A) um 
mindestens 10 dB unterschreiten. Dann befinden sich die Immissionsorte außerhalb 
des Einwirkungsbereiches der Anlagen nach Nr. 2.2 der TA Lärm. 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 23 wurden die Beurteilungspegel mit den immissionswirk-
samen flächenbezogenen Schallleistungspegeln (IFSP) für gewerbegebietstypische 
Nutzungen von tags 65 dB(A)/m² und nachts 50 dB(A)/m² berechnet. Die Zusatzbelas-
tung beträgt am Tag 54 dB(A) und in der Nacht 38 dB(A). Die Beurteilungspegel der 
Gesamtbelastung (Windenergieanlagen und Bebauungsplan) liegen am Tage mit ma-
ximal 54 dB(A) um 6 dB unterhalb des Orientierungswertes von 60 dB(A) der DIN 
18005. In der Nacht berechnen sich Beurteilungspegel von 38 dB(A). Der zulässige 
Beurteilungspegel für alle gewerblichen Nutzungen im Bebauungsplan darf den Wert 
von 35 dB(A) nicht überschreiten. Die Geräuschemissionen der Fläche des Bebau-
ungsplanes ist auf einen Wert von 47 dB(A)/m² zu begrenzen. Dies entspricht einem 
Schallleistungspegel von 89,1 dB(A). 
 
Aufgrund der örtlichen Beziehungen zwischen der Planfläche und der Ortslage Stof-
fersdorf werden die zwei Sektoren A und B festgelegt. Der Sektor A umfasst die 
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bestehenden Wohnnutzungen in Stoffersdorf. Der Mittelpunkt des Sektors hat die fol-
genden Koordinaten: Rechtswert 33 260973 Hochwert 5977139. Die Fläche des Sek-
tors liegt zwischen den Winkeln - 38° bis + 30° mit Bezug zur Nordrichtung. Die 
Schallabstrahlung in den Sektor A muss im Nachtzeitraum begrenzt werden. Dies kann 
durch die Vermeidung lauter Betriebsabläufe, der Einsatz leiser Aggregate oder durch 
eine gerichteten Schallabstrahlung der Aggregate in Richtung des Sektors B erreicht 
werden. Abschirmwirkungen von Hallen für Betriebsabläufe im Freien (z. B. Lkw-Ver-
kehr, Anordnung von Ladebereichen oder Hallentoren) müssen so ausgenutzt werden, 
dass eine Abschirmung in Richtung des Sektor A besteht. 
 
Geräuschsituation Verkehr und Lärmschutzmaßnahmen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 sollen auch Büronutzungen und ggf. 
Wohnnutzungen möglich sein. Die Geräuschimmissionen des Straßenverkehrs wer-
den durch die Bundesstraße 105 bestimmt. Die Beurteilungspegel des Verkehrs liegen 
im Plangebiet am Tage zwischen 47 und 63 dB(A) und in der Nacht zwischen 40 und 
56 dB(A). Die Orientierungswert der DIN 18005 für Gewerbegebiete von 65 dB(A) am 
Tage und von 55 dB(A) in der Nacht werden überwiegend unterschritten. Für schüt-
zenswerte Nutzungen (z.B. Wohnnutzungen und Büros) sind zufriedenstellende 
Wohn-, Freizeit- und Arbeitsbedingungen zu gewährleisten. Von besonderer Relevanz 
sind der Schutz von Schlafräumen im Nachtzeitraum sowie von Außenwohnbereichen 
(Terrassen und Balkone) im Tageszeitraum. Passive Lärmschutzmaßnahmen vermin-
dern durch die Gestaltung der Außenwände die Geräuschimmissionen in schutzbe-
dürftigen Räumen. Die Eigenabschirmung vermindert die Geräuschimmissionen in de-
ren Nahbereich, in welchem sich Außenwohnbereiche (Freisitze, Terrassen oder Bal-
kone) befinden können. 
 
Maßgeblicher Außenlärmpegel und Lärmpegelbereiche 

Die Außenbauteile von Gebäuden müssen bestimmten Mindestanforderungen an das 
resultierende Luftschalldämm-Maß genügen (weitergehende Anforderungen finden 
sich in der VDI 4100). Sie werden durch den maßgeblichen Außenlärmpegel bestimmt. 
Bei einem Einwirken mehrerer Geräuscharten wird der maßgebliche Außenlärmpegel 
aus der Summe aller Geräuschimmissionen gebildet. Dem maßgeblichen Außenlärm-
pegel werden nach der DIN 4109-1:2018-01 Lärmpegelbereiche zugeordnet, aus wel-
chen sich die resultierenden Schalldämm-Maße R’w,res aller Außenbauteile für 
schutzwürdige Nutzungen bestimmen lassen. 
 
Auf den Bebauungsplan Nr. 23 wirken maßgeblich die Geräusche des Straßen-ver-
kehrs ein. Durch die Straßenverkehrsgeräusche der B 105 ist im straßennahen Be-
reich des Bebauungsplanes mit Geräuschbelästigungen zu rechnen. Die Berechnung 
der maßgeblichen Außenlärmpegel der Verkehrsgeräusche erfolgt für den Bebau-
ungsplan mit freier Schallausbreitung innerhalb des Plangebietes. Folgende Aussagen 
können hinsichtlich der Lärmpegelbereiche getroffen werden: 
 

- Der Nachtzeitraum ist der maßgebende Zeitraum für die Bestimmung der Lärm-
pegelbereiche. 

- Bei freier Schallausbreitung befindet sich der überwiegende Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 in den Lärmpegelbereichen I bis III. Die GE-Fläche liegt bis zu 
einem Abstand von der Straße (B 105) von ca. 35 m im Lärmpegelbereichen IV. 
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Es werden folgende Festsetzungen getroffen. Mit den Festsetzungen soll erreicht wer-
den, dass die Geräuschemissionen von gewerblichen Nutzungen im Plangebiet nicht 
zu schädlichen Umwelteinwirkungen in Stoffersdorf führen (Festsetzung Nr. 1) und 
dass Wohnnutzungen im Plangebiet vor schädlichen Umwelteinwirkungen des Ver-
kehrs geschützt werden (Festsetzungen Nr. 2 bis 4). 
 

1. Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Gewerbe ist durch alle 
Betriebe und Anlagen zu gewährleisten, dass hochbauliche Hindernisse (z. B. 
Hallen) auf den Betriebsgeländen so angeordnet werden, dass sie eine wirk-
same Abschirmung für Abläufe des Betriebsverkehrs (z. B. Anliefern durch und 
Entladen von LKW) und für technische Aggregate im Freien in Richtung des 
Sektors A darstellen. 
Für Aggregate im Freien (z. B. RLT-Anlagen und Abluftkamine) ist, soweit eine 
wirksame Abschirmung nicht erreicht werden kann, durch technische Vorkeh-
rungen (z. B. gerichtete Zu- und Abluftführung) und für Hallenöffnungen (z. B. 
Tore, Fensterbänder, Lüftungsöffnungen) durch Anordnung an den Fassaden 
von Hallen zu gewährleisten, dass die maßgebliche Schallabstrahlung in Rich-
tung des Sektors B erfolgt. 
Der Nachweis über eine wirksame Abschirmung ist durch eine Schallprognose 
gemäß TA Lärm zu erbringen, indem nachgewiesen wird, dass die Schallab-
strahlung in den Sektor A den IFSP von 47 dB(A) nicht überschreitet. Für die 
Berechnung des Immissionsanteils beträgt die Quellhöhe des IFSP 1 m, inner-
halb des Plangebietes werden keine hochbaulichen Hindernisse berücksichtigt. 

2. Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche 
sind Büroräume sowie Aufenthaltsräume in Betriebsleiterwohnungen innerhalb 
der Lärmpegelbereiche III und IV so anzuordnen, dass mindestens ein Fenster 
zur lärmabgewandten Gebäudeseite mit einem niedrigeren Lärmpegelbereich 
ausgerichtet ist. 
Ausnahmen können für Büroräume zugelassen werden, wenn die Außenbau-
teile einschließlich der Fenster so ausgeführt werden, dass die Schallpegeldif-
ferenzen in den Räumen einen Beurteilungspegel von 35 dB(A) gewährleisten. 
Für Aufenthaltsräume in Betriebsleiterwohnungen können Ausnahmen zugelas-
sen werden, wenn die Außenbauteile einschließlich der Fenster so ausgeführt 
werden, dass die Schallpegeldifferenzen in den Räumen einen Beurteilungspe-
gel von 30 dB(A) gewährleisten. 

3. Für lärmabgewandte Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
entsprechend Punkt 4.4.5.1 der DIN 4109-2 ohne besonderen Nachweis bei 
offener Bebauung um 5 dB vermindert werden. 

4. Wird für konkrete Planvorhaben nachgewiesen, dass sich der Beurteilungspe-
gel für die Fassaden infolge der Eigenabschirmung oder von Abschirmungen 
durch vorgelagerte Baukörper soweit vermindert, dass sich ein Lärmpegelbe-
reich ergibt, der geringer ist als in der Festsetzungen Nr. 2 aufgeführt, dann 
kann von diesen Maßnahmen entsprechend abgewichen werden. 

 
 
6. Durchführungsrelevante Hinweise 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von der geplanten Maßnahme keine Bau- 
oder Bodendenkmale betroffen. Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachge-
samtheiten oder Teile von Sachen (Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass 
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an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 des DSchG M-V ein öffentliches Interesse be-
steht, hat dies unverzüglich anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den 
Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Ge-
genstandes erkennen. Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbe-
hörde zu erfolgen. Sie leitet die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde 
weiter. Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die 
Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher An-
zeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist 
im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder 
die Bergung des Denkmals dies erfordert - vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 
 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten 
bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren 
Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Mit den Bauarbeiten sind auf dem Grundstück eventuell vorhandene Drainageleitun-
gen und sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten bzw. wieder-
herzustellen. LAU-Anlagen (Lagerung, Abfüllen und Umschlagen von wassergefähr-
denden Stoffen) haben auf der Grundlage des § 62 WHG i. V. m. der AwSV so zu 
erfolgen, dass eine Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers nicht zu besor-
gen ist. Prüfpflichtige Anlagen nach AwSV sind bei der unteren Wasserbehörde anzei-
gepflichtig. 
 
Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlüsse (auch Flächenkollektoren 
oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen notwendig, mit denen unmittelbar bzw. mit-
telbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, 
sind diese gemäß § 49 Abs. 1 des WHG einen Monat vor Baubeginn bei der unteren 
Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für eventuell notwendige Grundwasser-
absenkungen während der Baumaßnahmen zu. Der natürliche Abfluss wild abfließen-
den Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert werden bzw. zum Nachteil eines tiefer liegenden 
Grundstückes verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. Zum Schutz des 
Gebietes ist es wichtig, Wasser aus dem südlichen Außengebiet (landwirtschaftliche 
Nutzfläche) möglichst am Zufluss zum Gebiet zu hindern. Das kann durch Retentions-
maßnahmen in den Außengebieten oder durch Dämme oder Gräben an der südlichen 
Gebietsgrenze erfolgen. 
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Teil 2 - Umweltbericht 

1. Einleitung 
 
1.1 Allgemeines 
 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß §§ 2 Abs. 4 und 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch 
(BauGB) werden die Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die 
Ergebnisse der Eingriffsregelung aufgezeigt. 
Für den Bebauungsplan Nr. 23 „Stofferstorf Süd“ der Gemeinde Gägelow werden in-
nerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltauswirkungen 
nach der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet. Die Ergebnisse sind nach 
§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
 
1.2 Lage und Charakteristik des Plangebietes 
 
Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Landkreis Nordwestmecklenburg unmittelbar 
angrenzend an die Hansestadt Wismar. Zudem liegt sie verkehrlich günstig direkt an 
der Bundesstraße 105, die Wismar über Grevesmühlen mit Lübeck verbindet. Das Ge-
biet des Bebauungsplanes Nr. 23 befindet sich in der Ortslage Stofferstorf, die ca. 2 km 
südlich von der Ortslage Gägelow liegt. Im Nordwesten des Plangebietes erstreckt sich 
der Siedlungsbereich der Ortslage Stofferstorf. 
Der räumliche Geltungsbereich wird im Norden durch Grünland und die „Dorfstraße“, 
im Osten durch die Bundesstraße 105, im Süden durch landwirtschaftliche Nutzflä-
chen sowie im Westen durch landwirtschaftliche Nutzflächen und Grünland, be-
grenzt. Das Plangebiet stellt eine ehemalige LPG-Fläche dar. Es befinden sich einige 
leerstehende Gebäude auf dem Gebiet, die sich alle in der südlichen Hälfte befinden. 
In der nördlichen Hälfte des Plangebietes ist unversiegelte Freifläche vorzufinden. Der 
gesamte Geltungsbereich ist fast vollständig mit Baum- und Strauchformationen um-
geben.  
 
 
1.3 Inhalt und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 beabsichtigt die Gemeinde Gägelow, die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine gewerbliche Nutzung zu schaffen und den damit 
einhergehenden städtebaulichen Missstand zu beseitigen. Für das dem Außenbereich 
zuzuordnende Gebiet, soll mittels des Bebauungsplanes Nr. 23 Baurecht für gewerb-
liche Nutzungen geschaffen werden. 
 
Die aktuell leerstehenden Gebäude innerhalb des Geltungsbereiches sollen erhalten 
bleiben und der erneuten gewerblichen Nutzung für eine Spedition und für Lagerflä-
chen dienen. Darüber hinaus sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung weiterer baulicher Anlagen geschaffen werden. Ebenfalls soll eine Fläche 
für den gemeindlichen Bauhof zur Lagerung von Grünabfällen entstehen. 
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2. Ziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
 
2.1 Fachgesetze 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die zu beachtenden einschlägigen Fachgesetze, 
aufgeschlüsselt nach den im nachfolgenden Kapitel behandelten Schutzgütern, dar-
gestellt. 
 

Schutzgut Fachgesetzliche Vorgaben 

Mensch 
▪ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

▪ Verordnung zur Durchführung des BImSchG in der aktuellen 

Fassung (BImSchV) 

Fläche ▪ Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Pflanzen und 

Tiere 

▪ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

▪ Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V)  

▪ Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV)  

▪ FFH-Richtlinie (FFH-RL) 

Landschaft 
▪ BNatSchG  

▪ NatSchAG M-V 

Boden 
▪ BBodSchG  

▪ Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) 

Wasser 
▪ Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V)  

▪ EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU WRRL)  

▪ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG)  

Klima/Luft 
▪ BImSchG 

▪ BImSchV 

Kultur- und 

Sachgüter 
▪ Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) 

 
 
2.2 Fachplanungen 
 
Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM, 2011) 
 
Für den planungsrelevanten Bereich werden die nachfolgenden Aussagen im RREP 
WM getroffen. Die Gemeinde Gägelow: 

• befindet sich im Stadt-Umland-Raum des Mittelzentrums Wismar (siehe Karte 
3, RREP WM, 2011), 

• ist als Tourismusschwerpunktraum ausgewiesen (siehe Karte 4, RREP WM, 
2011), 

• der südliche bzw. südwestliche Teil der Gemeinde befindet sich im Vorbehalts-
gebiet Naturschutz und Landschaftspflege, das Plangebiet ist nicht Teil des Vor-
behaltsgebietes (siehe Karte 5, RREP WM, 2011), 

• umfasst ein Natura 2000-Gebiet, dieses befindet sich jedoch nicht im Bereich 
des Plangebietes (siehe Karte 5, RREP WM, 2011), 
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• befindet sich teilweise im Biotopverbund im engeren und weiteren Sinne, das 
Plangebiet liegt außerhalb des Biotopverbundes (siehe Karte 6, RREP WM, 
2011) 

 
Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (GLRP WM, 2008) 
 
Im GLRP werden als Fachplanung des Naturschutzes Aussagen zu den Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege für die räumliche Gesamtplanung ge-
troffen. Es bildet die Grundlage für nachfolgende Planverfahren.  
 
Naturräumliche Gliederung 
Landschaftszone:  Ostseeküstenland (1) 
Großlandschaft:  Nordwestliches Hügelland (10) 
Landschaftseinheit:  Wismarer Land und Insel Poel (102) 
 
Im GLRP WM werden folgende Aussagen für die Gemeinde Gägelow getroffen: 

• Der Boden der Gemeinde Gägelow ist als „Bereich mit mittlerer bis hoher 
Schutzwürdigkeit“ dargestellt (siehe Karte 4). 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers ist die 
Gemeinde Gägelow als „Bereich mit mittlerer bis hoher Schutzwürdigkeit“ ver-
zeichnet (siehe Karte 6).  

• Die Gemeinde Gägelow ist als niederschlagsbenachteiligt dargestellt (siehe 
Karte 7). 

• Die Gemeinde Gägelow weist im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit des Land-
schaftsbildes eine geringe Schutzwürdigkeit auf. Die Funktionsbewertung der 
landschaftlichen Freiräume ist überwiegend mit Stufe 1 - gering bewertet (siehe 
Karte 9). 

• Südwestlich, in etwa 2 800 m Entfernung befindet sich das Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2133-302 „Jameler Wald, Tressower See 
und Moorsee“ (siehe Karte 10). 

• Nordöstlich, etwa 3 300 m vom Plangebiet entfernt, befindet sich das Land-
schaftsschutzgebiet L72b „Küstenlandschaft Wismar-West“ (siehe Karte 11). 

 
Aus den übergeordneten Planungen lassen sich keine erheblichen Beeinträchtigungen 
der dort dargestellten Entwicklungsziele ableiten.  
 
Fachgutachten 
 
Für das Plangebiet ist ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Potentialabschätzung) 
sowie ein Begehungsbericht (ECO-CERT Ingenieurgesellschaft/ Mai 2020) erarbeitet 
worden, der dieser Begründung als Anlage beiliegt.  
 
Flächennutzungsplan 
 
Die Gemeinde Gägelow verfügt über einen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1999. 
Er liegt vor in der wirksamen Fassung der 3. Änderung. Im Flächennutzungsplan wird 
der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 als Gewerbegebiet dargestellt. Der 
Bebauungsplan Nr. 23 kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Es wer-
den keine neuen Flächen in Anspruch genommen. 
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Landschaftsplan 
 
Zum Zeitpunkt der Bearbeitung liegt kein Landschaftsplan der Gemeinde Gägelow vor. 
 
 
2.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
Schutzgebiete 
 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Schutzgebieten von nationaler und 
internationaler Bedeutung. Nachfolgend werden die Schutzgebiete aufgeführt, die um-
grenzend der Ortslage vorhanden sind:  
 

•   Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2133-302 Jameler Wald, 
Tressower See und Moorsee (in ca. 2 800 m Entfernung) 

•  Landschaftsschutzgebiet (LSG) L72b Küstenlandschaft Wismar West (in ca. 
3 300 m Entfernung) 

 
Aufgrund der ausreichenden Entfernung zum Plangebiet wird auf die Erarbeitung einer 
FFH-Prüfung verzichtet, da von keiner erheblichen Beeinträchtigung der maßgebli-
chen Bestandteile der aufgeführten Schutzgebiete auszugehen ist.  
 
Geschützte Biotope 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine gemäß § 20 NatSchAG M-V unter Schutz ste-
hende Biotope vorhanden.  
 
In einem Umkreis von ca. 200 m befinden sich die folgenden gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützten Biotope (Kartenportal Umwelt M-V, Kartierungsjahr 1996): 

- NWM10571 – Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder – nordwestlich des 
Plangebietes, Entfernung ca. 105 m 

- NWM10560 – Stehendes Kleingewässer, einschl. der Ufervegetation – 
nordwestlich des Plangebietes, Entfernung ca. 150 m 

 
Im Rahmen der Kartierungen des Plangebietes wurden weitere Gehölzstrukturen in 
den Randbereichen des Plangebietes identifiziert, die gesetzlich geschützte Biotope 
darstellen. Diese sind der Anlage 1 sowie Kapitel 3.3 des Umweltberichtes zu entneh-
men.  
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Darstellung der geschützten Biotope im Umfeld (200 m) des Plangebietes  
 

Mit der Umsetzung der des Bebauungsplans Nr. 23 liegen keine direkten Eingriffe in 
geschützte Biotopstrukturen vor. Durch den benannten Bebauungsplan wird ein ehe-
maliger LPG-Standort mit einigen leerstehenden Gebäuden und Fahrzeughallen nach-
genutzt. Bei der momentan brachliegenden Fläche ist durch die Nachnutzung potenti-
ell von zusätzlichen Licht- und Lärmimmissionen auszugehen. Die gesetzlich ge-
schützten Biotope in den Randbereichen sowie im Umfeld des Plangebietes sind 
jedoch durch das Siedlungsgebiet von Stofferstorf, Gehölz und Grünlandstrukturen 
sowie der ausreichenden Entfernung soweit abgeschirmt, dass von keiner Beeinträch-
tigung auszugehen ist. Die Immissionen werden nach Auffassung der Gemeinde auf-
grund der Abschirmung und Entfernung sowie der bereits vorhandenen Beeinträchti-
gung durch die Lage am südlichen Rand der Ortslage als gering eingestuft. Die Ge-
meinde geht nicht von einer grundsätzlichen Änderung des Charakters einer dörflichen 
Ortslage aus. Auch unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen sowie 
der Nachnutzung einer vorhandenen Fläche, werden mit der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 der Gemeinde Gägelow keine erheblichen Beeinträchtigungen er-
wartet.  
 
Auf eine detaillierte Betrachtung der mittelbaren Beeinträchtigung wird verzichtet. Ein 
Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 20 Abs. 3 NatSchAG wird 
aufgrund der oben beschriebenen Argumentation nicht für notwendig erachtet.  
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3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
3.1 Grundlagen und Methodik der Umweltprüfung 
 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgten auf Grundlage 
der im § 2 Absatz 4 BauGB benannten Aspekte. Demnach wird für die Belange des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchge-
führt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen unter Beachtung 
der Anlage 1 BauGB (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ermittelt werden. Nachstehend 
erfolgt eine schutzgutbezogene Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des 
derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario). Im Anschluss wird eine Prognose über 
die Entwicklung des Umweltzustandes bei der Durchführung der Planung dargestellt. 
Ebenso wird die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurch-
führung der Planung beschrieben und bewertet.  
 
 
3.2 Schutzgut Mensch 
 
Basisszenario 
Für den Menschen werden Auswirkungen einer Planung bedeutsam, wenn sich Aus-
wirkungen auf sein Wohnumfeld und/oder die Erholungsfunktion in der Landschaft er-
geben. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 „Stofferstorf Süd“ sollen die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für eine erneute gewerbliche Nutzung der leerstehenden Bebauung so-
wie für die Errichtung zusätzlicher baulicher Anlagen geschaffen werden. Künftig soll 
das Plangebiet als Standort einer Spedition mit Lagerflächen genutzt werden. Des 
Weiteren ist geplant, Teilflächen dem gemeindlichen Bauhof als Lagerflächen zur Ver-
fügung zu stellen. Die nördliche Grünlandfläche soll dem Ausgleich dienen.  
 
Im Umfeld des Plangebietes werden die Flächen überwiegend landwirtschaftlich ge-
nutzt. Nördlich grenzt die Ortslage Stofferstorf an.  
 

Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Erholungs- und Freizeitnutzung 
Es ist mit Beeinträchtigungen durch Immissionen durch die geplante Nutzung (Schal-
limmissionen durch die Anlagen und den LKW-Verkehr) zu rechnen. Aufgrund der 
Lage und Ausprägung des Geltungsbereiches ist mit keinen weiteren erheblichen Be-
einträchtigungen zu rechnen. Außerdem ist der derzeit brach liegenden Fläche keine 
Erholungsfunktion zuzuordnen.  
 
Temporäre Beeinträchtigungen durch die Bewirtschaftung der angrenzenden Acker-
flächen sind zu tolerieren. 
 
Eine Bedeutung des Plangebietes für die landschaftsgebundene Erholung besteht zur-
zeit nicht. Mit der Umsetzung der Planung ist diesbezüglich keine Veränderung zu er-
warten.  
 
  

https://dejure.org/gesetze/BauGB/1.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/1a.html
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Sonstige Immissionen 
Das Plangebiet beeinträchtigende Immissionen können von der Bundesstraße 105, 
von im Südwesten befindlichen Windenergieanlagen sowie von den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgehen. 
 
Die möglichen Beeinträchtigungen durch Emissionen der landwirtschaftlich genutzten 
Außenbereichsflächen im Ortsrandbereich (Lärm, Staub, Geruch) sind in einer Land-
gemeinde durchaus typisch und treten, saisonal bedingt, nur in Jahresspitzen auf. 
 
Lärmschutz 
Darüber hinaus wird das durch den Bebauungsplan Nr. 23 planungsrechtlich vorberei-
tete Gewerbegebiet voraussichtlich Immissionen erzeugen. Potentiell kann hiervon der 
Ortskern der Ortslage Stofferstorf, nordwestlich des Plangebietes, betroffen sein. Eine 
schalltechnische Untersuchung wurde von der Gemeinde in Auftrag gegeben. 
 
Die schalltechnische Untersuchung von Lärmschutz Seeburg (Rostock, 27.07.2021) 
kam zu folgenden Ergebnissen: 
 
Die Geräuschsituation wird durch die bestehenden Windenergieanlagen bestimmt. Die 
Beurteilungspegel der Windenergieanlagen betragen tags und nachts 47 dB(A). Der 
Orientierungswert der DIN 18005 für den Nachtzeitraum von 45 dB(A) wird um 2 dB 
überschritten. Die Geräuschemissionen von Anlagen, die sich im Bebauungsplan be-
finden, dürfen die Beurteilungspegel nicht erhöhen. Der Beurteilungspegel aller mög-
lichen Anlagen im Bebauungsplan muss den Immissionsrichtwert von 45 dB(A) um 
mindestens 10 dB unterschreiten. Dann befinden sich die Immissionsorte außerhalb 
des Einwirkungsbereiches der Anlagen nach Nr. 2.2 der TA Lärm. 
 
Für den Bebauungsplan Nr. 23 wurden die Beurteilungspegel mit den immissionswirk-
samen flächenbezogenen Schallleistungspegeln (IFSP) für gewerbegebietstypische 
Nutzungen von tags 65 dB(A)/m² und nachts 50 dB(A)/m² berechnet. Die Zusatzbelas-
tung beträgt am Tag 54 dB(A) und in der Nacht 38 dB(A). Die Beurteilungspegel der 
Gesamtbelastung (Windenergieanlagen und Bebauungsplan) liegen am Tage mit ma-
ximal 54 dB(A) um 6 dB unterhalb des Orientierungswertes von 60 dB(A) der DIN 
18005. In der Nacht berechnen sich Beurteilungspegel von 38 dB(A). Der zulässige 
Beurteilungspegel für alle gewerblichen Nutzungen im Bebauungsplan darf den Wert 
von 35 dB(A) nicht überschreiten. Die Geräuschemissionen der Fläche des Bebau-
ungsplanes ist auf einen Wert von 47 dB(A)/m² zu begrenzen. Dies entspricht einem 
Schallleistungspegel von 89,1 dB(A). 
 
Auf den Bebauungsplan Nr. 23 wirken maßgeblich die Geräusche des Straßenver-
kehrs ein. Durch die Straßenverkehrsgeräusche der B 105 ist im straßennahen Be-
reich des Bebauungsplanes mit Geräuschbelästigungen zu rechnen. Die Berechnung 
der maßgeblichen Außenlärmpegel der Verkehrsgeräusche erfolgt für den Bebau-
ungsplan mit freier Schallausbreitung innerhalb des Plangebietes. Folgende Aussagen 
können hinsichtlich der Lärmpegelbereiche getroffen werden: 
 

- Der Nachtzeitraum ist der maßgebende Zeitraum für die Bestimmung der Lärm-
pegelbereiche. 
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- Bei freier Schallausbreitung befindet sich der überwiegende Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 in den Lärmpegelbereichen I bis III. Die GE-Fläche liegt bis zu 
einem Abstand von der Straße (B 105) von ca. 35 m im Lärmpegelbereichen IV. 

 
Während der Baumaßnahmen kann es zu Beeinträchtigungen durch Staub- oder an-
dere Luftschadstoffe kommen. Da diese Immissionen nur temporär, also während der 
Bauphase, auftreten, sind diese von den Anwohnern zu tolerieren und stellen keine 
erhebliche Beeinträchtigung dar. 
 
Altlasten 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes keine Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich sowie im Umfeld keine 
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten An-
zeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, 
anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerun-
gen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gem. § 4 Abs. 3 Bundesbodenschutzge-
setz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs 
verpflichtet. Bei konkreten Anhaltspunkten dafür, dass eine schädliche Bodenverän-
derung oder Altlast vorliegt, ist dies unverzüglich der Landrätin des Landkreises Nord-
westmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehörde (Sachgebiet Abfall, Boden-
schutz und Immissionsschutz) mitzuteilen (§ 2 LBodSchG M-V). Bei allen Maßnahmen 
ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine Verschmut-
zung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden (§ 1 LBodSchG M-
V). 
 
Insgesamt geht die Gemeinde davon aus, dass es durch die immissionsschutzrechtli-
chen Festsetzungen der Planung nicht zu beträchtlichen negativen Auswirkungen auf 
die vorhandene Wohnbebauung innerhalb der Ortslage Stofferstorf kommen wird. Es 
kann von der Wahrung gesunder Wohnverhältnisse ausgegangen werden. 
 
 
3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
Erfassung des Baumbestandes 
Gemäß Baumschutzkompensationserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 ist der Bestand an geschützten Bäumen 
auf Grundlage von Vermessungen und eigenen Erhebungen für das Plangebiet zu er-
heben. 
 
Auf der ehemaligen LPG-Fläche befinden sich einige leerstehende Gebäude, die sich 
alle in der südlichen Hälfte des Plangebietes befinden. In der nördlichen Hälfte des 
Plangebietes ist unbeplantes Grünland vorzufinden. Die aktuell leerstehenden Ge-
bäude innerhalb des Geltungsbereiches sollen erhalten bleiben und der erneuten ge-
werblichen Nutzung für eine Spedition und für Lagerflächen dienen. Darüber hinaus 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung weiterer baulicher 
Anlagen geschaffen werden. Ebenfalls soll eine Fläche für den gemeindlichen Bauhof 
zur Lagerung von Grünabfällen entstehen. 
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Innerhalb des Plangebietes sind sowohl entlang der Erschließungsstraße des ehema-
ligen LPG-Standortes, hinter den vorhandenen Gebäuden als Abgrenzung des Gebie-
tes zu den angrenzenden Acker- und Weideflächen als auch auf dem Grundstück 
selbst zahlreiche Bäume vorhanden. Teilweise besitzen diese Bäume einen Schutz-
status gemäß Landesgesetzgebung (Naturschutzausführungsgesetz). 
Als relevante Baumexemplare wurden bei der Baumkartierung die Bäume berücksich-
tigt, die mindestens 20 cm Brusthöhendurchmesser (BHD) aufweisen oder solche, de-
ren Sonderstrukturen (z.B. Hohlräume, abstehende Rinde, abgestorbene Stammbe-
reiche) aufweisen.  
 
Geschützte Einzelbäume - § 18 NatSchAG M-V 
 
Gemäß den Bestimmungen des § 18 Abs. 2 ist die Beseitigung geschützter Bäume 
sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Be-
einträchtigung führen können, verboten. Zulässig bleiben fachgerechte Pflege- und Er-
haltungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib oder Leben oder Sachen von bedeutendem Wert. 
 
Im Plangebiet gibt es folgende Biotope, die teilweise nach § 18 NatSchAG M-V ge-
schützte Gehölze enthalten.  
 
Nicht Verkehrswege begleitende Baumreihe (BRN):  
Der nordwestliche Rand des Plangebietes wird durch eine Baumreihe, bestehend aus 
Obstbäumen und Weiden, gerahmt. 
 
Siedlungsgehölz aus heimischen Baumarten (PWX): 
Die nördliche Grenze des Geltungsbereiches wird durch eine Gehölzstruktur (Bäume 
und Sträucher) begrenzt. Die Gehölzstruktur wird durch Weiden, Schwarzem Holunder 
und Eingriffligen Weißdorn charakterisiert.  
 
Siedlungsgehölz aus nichtheimischen Baumarten (PWY): 
Entlang der B 105, im östlichen Bereich des Plangebietes, befindet sich eine weitere 
Gehölzstruktur. Diese wird durch Birken, schwarzen Holunder und Eschenblättrigen 
Ahorn dominiert. Teilweise ist die Gehölzstruktur mit Spitz-Ahorn durchsetzt. 
 
Geschützte Alleen - § 19 NatSchAG M-V 
 
Der § 19 NatSchAG M-V besagt, dass die Beseitigung von Alleen oder einseitigen 
Baumreihen an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen sowie alle 
Handlungen, die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderun-
gen führen können, verboten sind. Die Naturschutzbehörde kann Befreiungen unter 
den Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 und 3 BNatSchG erteilen. Bei Befreiungen aus 
Gründen der Verkehrssicherheit liegen Gründe des überwiegenden öffentlichen Inte-
resses in der Regel erst dann vor, wenn die Maßnahme aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit zwingend erforderlich ist und die Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise 
verbessert werden kann.  
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Im Plangebiet gibt es folgende Biotope nach § 19 NatSchAG M-V:  
 
Aufgelöste Allee (BAS): 
Entlang der vorhandenen Erschließungsstraße, der Bundesstraße 105 (B 105) ist eine 
aufgelöste Allee zu finden. Mehrere der Bäume werden durch umfangreiche Hohl-
räume charakterisiert.  
 
 
Gesetzlich geschützte Biotope und Geotope - § 20 NatSchAG M-V 
 
Der § 20 NatSchAG M-V besagt, dass Maßnahmen die zu einer Zerstörung, Beschä-
digung, Veränderung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen 
oder nachteiligen Beeinträchtigung folgender Biotope in der Anlage 2 zu diesem Ge-
setz beschriebenen Ausprägung führen können, sind unzulässig. Dazu gehören: 

1. Naturnahe Moore und Sümpfe, Sölle, Röhrichtbestände und Riede, seggen- 
und binsenreiche Nasswiesen,  

2. Naturnahe und unverbaute Bach- und Flussabschnitte, Quellbereiche, Altwäs-
ser, Torfstiche und stehende Kleingewässer jeweils einschließlich der Uferve-
getation, Verdauungsbereiche stehender Gewässer, 

3. Zwergstrauch- und Wacholderheiden, Trocken- und Magerrasen sowie aufge-
lassene Kreidebrüche, 

4. Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Gebüsche und Wälder trockenwar-
mer Standorte, Feldgehölze und Feldhecken.  

Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, 
wenn die Beeinträchtigungen der Biotope oder Geotope ausgeglichen werden können 
oder die Maßnahme aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig ist.  
 
Im Plangebiet gibt es folgende Biotope nach § 20 NatSchAG M-V:  
 
Baumhecke (BHB):  
Eine Baumhecke befindet sich an der westlichen und südlichen Grenze des Plange-
bietes. Dabei lassen sich die dominanten Baumarten Gewöhnliche Esche, Weide-Ar-
ten und Stieleiche nennen. Davon sind mehrere Bäume auf den Stock gesetzt. Eine 
auseinander gebrochene Kopfweide weist große Hohlräume und einen Mulmanteil auf. 
Die Strauchschicht besteht aus Schlehe, Schwarzem Holunder und Eingriffligem 
Weißdorn. 
 
Mesophiles Laubgebüsch (BLM): 
Ein Laubgebüsch befindet sich nordwestlich angrenzend an das Plangebiet.  
 
Im Geltungsbereich wurden insgesamt 23 Bäume gesondert erfasst. Hiervon sind 19 
Bäume nach § 18 NatSchAG M-V geschützt. Es handelt sich um 23 Birken, die als 
Überhälter der Strauchhecke, im westlichen Bereich des Geltungsbereiches, kartiert 
worden sind. Die offenen unversiegelten Teilflächen des Betriebshofes werden von 
hochwüchsigen Ruderalfluren eingenommen. Die großflächig lückige Vegetationsde-
cke ist auf die zurückliegende Nutzung als Lager- und Maschinenabstellflächen zu-
rückzuführen. Der Boden ist überwiegend stark gestört und verfestigt. Teilweise ist 
auch ein Schottereintrag erfolgt. Die umliegenden ruderalen Staudenfluren und auch 
die Säume an den Gehölzen sind dichtwüchsige, nitrophile Bestände. In den Gehölzen 
wurden in Kopfbäumen und in Stubben der auf den Stock gesetzten Bäume 
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Hohlräume und teilweise auch Mulm festgestellt. Weitere Hohlräume sind in den Al-
leenbäumen an der B 105 vorhanden. Im nördlichen Bereich der ruderalen Freifläche, 
im aktuell beweideten Areal, steht ein abgestorbener Baum (starkes, stehendes Tot-
holz). Weitere gehölzgebundene Sonderstrukturen wurden nicht festgestellt. Zusätzli-
che Informationen dazu können dem Begehungsbericht zum Bebauungsplan, erstellt 
von ECO-CERT, entnommen werden. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 23 „Stofferstorf Süd“ inklusive Berücksichtigung 
und Einhaltung der Planungsziele können alle zuvor beschriebenen Baum- und 
Strauchformationen erhalten bleiben.  
 
 
Geschützte Pflanzen 
Das Vorhaben der vorliegenden Planung ist nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Pflanzen auszuüben, da in unmittelbaren Anschluss der 
Siedlung, sowie aufgrund der angrenzenden intensiv genutzten Ackerflächen von ei-
ner geringen artenschutzrechtlichen Relevanz auszugehen ist. Durch fehlende Habi-
tatstrukturen können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände der Artengruppe Pflanzen eindeutig ausgeschlossen werden, da 
es sich um einen anthropogen stark vorgeprägten Bereich handelt. Die weitere Ana-
lyse projektbedingter Wirkungen und deren Erheblichkeit für die geschützte Flora ent-
fällt.  
 
 
Artenschutzrechtliche Prüfung - AFB 
 
Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde von dem Gutachterbüro 
ECO-CERT Ingenieurgesellschaft, Plau am See OT Karow, ein Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag (AFB) als Beitrag zum Umweltbericht (Stand Mai 2020) erarbeitet. Dieses 
Gutachten bildet die Grundlage für die nachfolgenden Ausführungen zum Thema Ar-
tenschutz und werden als Anlage dieser Begründung beigefügt.  
 
Zur Bewertung der artenschutzrechtlichen Belange erfolgte durch das Gutachterbüro 
ECO-CERT eine aktuelle Erfassung und Bewertung sowie ein Präsenznachweis von 
Hinweisen auf Vorkommen der Artengruppe der Fledermäuse, der gebäudebrütenden 
Vogelarten, der Zauneidechse und der sonstigen nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
geschützten Arten innerhalb des Vorhabengebietes bzw. im 20 m Wirkraum mit poten-
tiell beeinträchtigter Wirkung. 
 
Naturschutzrechtliche Bewertung der Erheblichkeit des Vorhabens 
Bei baulichen Planvorgaben sind artenschutzrechtliche Belange zu berücksichtigen. 
Es ist zu prüfen, inwiefern das Planvorhaben Auswirkungen auf europarechtlich ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten hat.  
 
Im § 44 Bundesnaturschutzgesetz Abs. 1 Nr. 1-4 ist Folgendes dargelegt: 
Es ist verboten,  
1.  wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-

gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören 
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2.  wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelar-
ten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wan-
derungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert.  

3.  Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere zu besonders ge-
schützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören.  

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  

 
In § 44 BNatSchG ist weiterhin jedoch auch Folgendes vermerkt: 

• Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder europä-
ische Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 
Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen 
wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, soweit 
die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. 

• Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt werden. 

• Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffs-, 
Besitz- und Vermarktungsverbote nicht vor. 

• Die Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht für Handlungen zur Vorbereitung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung. 

 
Somit sind nachfolgende Arten zu berücksichtigen: 

• sämtliche europäische Vogelarten gemäß Art. 1 VogelSchRL und den dazuge-
hörigen Anlagen einschl. regelmäßig auftretende Zugvögel n. Art. 4 Abs. 2 Vo-
gelSchRL, 

• sämtliche Arten des Anhangs IVa FFH-RL, 

• Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten Arten. 

 
Nach Vogelschutzrichtlinie (VogelSchRL) Artikel 1 unterliegen alle europäischen wild 
lebenden Vogelarten den gesetzlichen Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie. Ent-
sprechend ist § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzuwenden. 
 
Auswirkungen auf artenschutzrechtlich relevante Arten und Artengruppen 
Innerhalb des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) wird für alle europarecht-
lich geschützten Arten (alle Tier- und Pflanzenarten der Anhänge II und IV der FFH-
Richtlinie und alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 Vogelschutzrichtlinie) sowie 
für sämtliche weiteren streng geschützten Arten geprüft, ob Verbotstatbestände ge-
mäß § 44 BNatSchG zu treffen.  
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Im Ergebnis dieser naturschutzfachlichen Analyse kann es ggf. erforderlich sein, funk-
tionserhaltende oder konfliktmindernde Maßnahmen festzulegen, die auf den unmittel-
bar betroffenen Artenbestand abzielen, mit diesem räumlich-funktional verbunden sind 
und zeitlich so durchgeführt werden, dass zwischen dem angestrebten Erfolg der Maß-
nahmen und dem vorgesehenen Eingriff keine zeitliche Lücke entsteht. Um dies zu 
gewährleisten, sind neben den Vermeidungsmaßnahmen auch vorgezogene funkti-
onserhaltende Ausgleichsmaßnahmen (§ 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) zu verwirkli-
chen1.  
 
Letztendlich ist zu überprüfen, ob eventuelle Voraussetzungen für eine Befreiung nach 
§ 67 BNatSchG gegeben sind. Für Vorhaben innerhalb der Bebauungsplanung ist ge-
mäß § 45 Abs. 7 BNatSchG die nach Landesrecht berechtigte Behörde für die even-
tuelle Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zuständig.  
Sollte sich der Erhaltungszustand einer europarechtlich geschützten Art trotz Kom-
pensationsmaßnahmen verschlechtern, ist eine Baumaßnahme unzulässig. 
 
Ergebnis des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages 
Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung sind nachfolgend zusam-
mengefasst. Der Gutachter kommt zu folgenden Aussagen: 
 
Die Prüfung des Artvorkommens von Gebäudebrütern und Fledermäusen erfolgte im 
Untersuchungsraum über 

• Das Absuchen der Gebäude innen- und außenseitig nach potentiellen Lebens-
stätten der relevanten Tierarten,  

• Das Absuchen der potentiell geeigneten Stellen nach Spuren der Tiere (z.B. 
Kot, Beutereste, Gewölle) und  

• Die Sichtkontrolle des Vorkommens von Nestern an/in den Gebäuden innen- 
und außenseitig. 

 
Bei der Betrachtung der vom Projekt ausgehenden bau-, anlage- und betriebsbeding-
ten Wirkungen bezieht der Gutachter die Kriterien Flächeninanspruchnahme, Verän-
derungen an Gebäuden, Gehölzrodung und Baumfällung, Barrierewirkungen und Zer-
schneidungseffekte, Lärmimmission (akustische Reize), Optische Störungen, Erschüt-
terungen und Gefährdung von Individuen, Kollisionsrisiko bei der Bewertung der ar-
tenschutzrechtlichen Bewertung mit ein. 
 
Das Gutachterbüro kommt unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Relevanzabstu-
fung und der artenschutzrechtlichen Vorprüfung zum Bestand der geschützten Arten 
zu folgendem Ergebnis:  
 

 
1 Maßnahmen des besonderen Artenschutzes werden erforderlich, um das Eintreten der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verhindern oder eine artenschutzrechtli-
che Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zu begründen. Hierbei ist zwischen Vermeidungsmaß-
nahmen, vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (sog. CEF Maßnahmen – measures to ensure the 
„continued ecological functionality") und sogenannte FCS Maßnahmen (measures to ensure a "favor-
able conservation status) zu unterscheiden. Es handelt sich meist um Maßnahmen zur Erweiterung 
oder zur Neuschaffung entsprechender Habitate. Im Unterschied zu den CEF-Maßnahmen sind bei 
FCS-Maßnahmen der konkret-individuelle Bezug zum Eingriffsort sowie auch der Zeitpunkt der Her-
stellung etwas gelockert. 
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Zug- und Rastvögel sowie Nahrungsgäste 
Die vorhabenbedingte Betroffenheit von regelmäßig auftretenden Zug- und Rastvogel-
arten gem. Artikel IV Abs. 2 der VRL konnte ausgeschlossen werden. Nach Daten-
recherche im KPU MV 2018 liegt die Planfläche außerhalb von ausgewiesenen Rast- 
und Nahrungsgebieten. Östlich der B 105 erstreckt sich ein regelmäßig genutztes Nah-
rungs- und Rastgebiet verschiedener Klassen von mittlerer bis hoher Bedeutung 
(Stufe 2). Aufgrund der spezifischen Lage des Planstandortes im Nahbereich zu Ge-
hölzstrukturen und Gebäuden (Meidungseffekte) sowie der regelmäßigen Anwesen-
heit von Menschen lässt sich eine Eignung der Fläche für Zug- und Rastvogelarten 
ausschließen. Die vorhabenspezifischen Wirkräume berühren das Rast- und Nah-
rungsgebiet östlich der B 105 nicht.  
Die relevante Betroffenheit der potentiell auftretenden Nahrungsgäste durch vorha-
benbedingte Beeinträchtigungen konnte auf der Stufe der Relevanzabschichtung für 
alle Arten ausgeschlossen werden. Weitere Informationen zu den Zug- und Rastvögel 
sowie Nahrungsgäste sind dem AFB zu entnehmen.  
 
Die in den vorhabenspezifischen Wirkräumen nachweislich und potentiell vorkommen-
den Arten nach Anhang IV der FFH-RL und Europäische Vogelarten beziehen sich 
folgende Artengruppen: 
 
Artengruppe Fledermäuse 

• Braunes Langohr  

• Fransenfledermaus 
 
Gefährdeten Arten der Roten Liste M-V und BRD (Kategorie 0-3) 

• Bluthänfling 

• Feldsperling 

• Gimpel 

• Mehlschwalbe 

• Star 
 
Arten mit besonderen Habitatansprüchen (Horst-, Kolonie-, Gebäudebrüter)  

• Hausrotschwanz 

• Haussperling 

• Mehlschwalbe 
 

Arten, für die M-V eine besondere Verantwortung trägt / managementrelevante Arten / 
Auftreten von 1 % des Landesbestandes M-V im Gebiet 

• Gartenrotschwanz 

• Sprosser 
 
Weit verbreitete, ungefährdete Arten ohne besondere Habitatansprüche (Gruppe der 
Nistgilde) 

• Bodenbrüter (Rand- und Saumstrukturen): Bachstelze, Dorngrasmücke, Garten-
grasmücke, Goldammer, Nachtigall, Rotkehlchen, Zaunkönig 

• Gehölzfreibrüter: Amsel, Buchfink, Elster, Girlitz, Grünfink, Klappergrasmücke, Ku-
ckuck, Mönchgrasmücke, Ringeltaube, Sprosser, Stieglitz, Türkentaube 

• Gehölzhöhlenbrüter: Blaumeise, Buntspecht, Gartenbaumläufer, Gartenrot-
schwanz, Kleiber, Kohlmeise 
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Es folgt eine tabellarische Auswertung der in den Formblättern erfolgten Prognose und 
Bewertung der einzelnen Arten und Artengruppen bezogen auf die Beeinträchtigungen 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG. 
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Fledermausart /  
Vogelart / Arten-
gruppen 

Vorkommen im 
Geltungsbereich 
und Umgebung 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und 
 Verletzungsgebotes gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG 

Prognose und Bewertung des Störungs- 
verbotes gem. § 44 Abs. a Nr. 2 BNatSchG 

Prognose und Bewertung der Schädigungs-
tat- 
bestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 5 
BNatschG 

erforderliche Maßnah-
men 
Vermeidungsmaß-
nahme  
(VAFB1 - VAFB3) 

Braunes Langohr / 
 
 
Fransenfledermaus 

potentiell  -potentielle Gefährdung von Fledermäusen durch  
bauliche Veränderungen an den vorhandenen Gebäuden 
und durch ggf. erforderlichen Baumfällungen 
 -die baubedingte Gefährdung von Individuen der Art ist 
temporär und ein einmaliges Ergebnis (siehe VAFB1) 

 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -die Art nutzt ein System von Wechselquartie-
ren bevorzugt in/ an Bäumen im Laufe eines 
Sommers. An den Gebäuden können potentielle 
Einzelquartiere des Braunen Langohrs ange-
nommen werden.  
 -Der Verlust eines Sommer-/ Winterquartiers 
(Baumhöhle) ist als erhebliche Beeinträchtigung 
der Fortpflanzungsstätte durch Schädigung/ Zer-
störung von Habitatstrukturren zu beurteilen 
 -vorgezogene Ausgleichsmaßnahme erforerlich 
(siehe VAFB1) 

VAFB1: Besiedlungskon-
trolle,  
Festlegung von nachge-
ordneten Maßnahmen 

Bluthänfling potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -Um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu ver-
meiden, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -Der Bluthänfling besitzt eine vergleichsweise 
geringe Lärmempfindlichkeit. Die Bruten in 
Siedlungsräumen deuten auf eine (Teil-) 
Gewöhnung bzw. Anpassung an die men-
schenverursachten Störeffekte hin 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -temporäre und partielle Beschädigung oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten durch die ggf. erforderlichen Baumaßnah-
men und die potentiellen Gehölzrodungen 
 -die ökologsiche Funktion der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Art bleibt im räumlichen Zu-
sammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 

Feldsperling potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -Um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu ver-
meiden, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 
 
 
  

 -Die Art zeigt hochgradige Anpassung an die 
Störungsgefüge der Kulturlandschaft (partieller 
Kulturfolger). Feldsperlinge sind gegenüber 
Lärm und sonstigen Störungen gering emp-
findlich 
 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten 
 Umfeld sind die potentiellen Quartiere bereits 
heute die durch den Menschen verursachten 
Stör- und Scheuchwirkungen vorhanden 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -mit ggf. erforderlichen Gehölzrodung wird ein 
Teilbereich des besiedelbaren Lebensraums 
zerstört. 
 -Nach Berücksichtigung der Strukturausstattung 
der Gehölze am Planstandort und nach Zugrun-
delegung der anzunehmenden Flächengröße 
der Gehölzrodung können 0-2 Bäume mit rele-
vanten Kleinstrukturen betroffen werden.  
 -die ökologsiche Funktion der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Art bleibt im räumlichen Zu-
sammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 
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Fledermausart /  
Vogelart / Arten-
gruppen 

Vorkommen im 
Geltungsbereich 
und Umgebung 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und 
 Verletzungsgebotes gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG 

Prognose und Bewertung des Störungs- 
verbotes gem. § 44 Abs. a Nr. 2 BNatSchG 

Prognose und Bewertung der Schädigungs-
tat- 
bestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 5 
BNatschG 

erforderliche Maßnah-
men 
Vermeidungsmaß-
nahme  
(VAFB1 - VAFB3) 

Gimpel potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -Um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu ver-
meiden, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 
 
 
  

 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -durch die ggf. erforderlichen Bauarbeiten und  
die Gehölzfällungen können temporär verstärkte 
Störeffekte an einem Brutplatz der Art in den 
nächstgelegenen Gehölzen auftreten. 
 -die baubedingten Stör- und Scheuchwirkungen 
können eine temporäre, partielle Schädigung 
des Brut- und Nahrungshabitates der Art verur-
sachen.  
 -die zeitliche Dimension und die flächenbezoge-
nen Wirksamkeit sind als sehr gering zu bewer-
ten. Die ökologische Funktion der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten der Art bleibt im räumli-
chen Zusammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 

Mehlschwalbe nachgewiesen 
(Nachweis von 16 
Nestern an einem 
Gebäude im Plan-
gebiet) 

  -potentielle Gefährdung von Mehlschwalben durch  
bauliche Veränderungen an den vorhandenen Gebäu-
den. Es kann zu einer Zerstörung der Gelege und zu Tö-
tung von Jungvögeln kommen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB2) notwendig 

 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -Anpassung der Art an die Störungsgefüge 
der Kultur- und urbanen Landschaft (Nisten bei 
laufendem Betrieb von Tierhaltungsanlagen, 
unter Autobahnbrücken u.v.m) 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -Die Schwalben nutzen ihre Nester mehrere 
Jahre, wobei sie in Kolonien kolonieartig nisten.  
 -bei den ggf. erforderlichen Änderungsarbeiten 
an Gebäuden können Nester der Mehlschwal-
ben beschädigt oder zerstört werden 
 -durch Vemeidungsmaßnahme (VAFB2) wird die 
baubedingte erhebliche Betroffenheit der Fort-
pflanzungs- und Ruhestätte der Art durch Schä-
digung oder Zerstörung vermieden 

VAFB2: 
Besiedlungskontrolle, 
Festlegung von nachge-
ordneten Maßnahmen 

Star potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -Art zeigt hochgradige Anpassung an Stö-
rungsgefüge der Kulturlandschaft. Art gering 
empfindlich gegenüber Lärm und sonstigen 
Störungen 
 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 - -eine Verschlechterung des Erhaltungszu-
standes der lokalen Population durch Stör- 
und Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -mit ggf. erforderlichen Gehölzrodung wird ein 
Teilbereich des besiedelbaren Lebensraums 
zerstört. 
 -Nach Berücksichtigung der Strukturausstattung 
der Gehölze am Planstandort und nach Zugrun-
delegung der anzunehmenden Flächengröße 
der Gehölzrodung können 0-2 Bäume mit rele-
vanten Kleinstrukturen betroffen werden.  
 -die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Art bleibt im räumlichen Zu-
sammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 
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Fledermausart /  
Vogelart / Arten-
gruppen 

Vorkommen im 
Geltungsbereich 
und Umgebung 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und 
 Verletzungsgebotes gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG 

Prognose und Bewertung des Störungs- 
verbotes gem. § 44 Abs. a Nr. 2 BNatSchG 

Prognose und Bewertung der Schädigungs-
tat- 
bestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 5 
BNatschG 

erforderliche Maßnah-
men 
Vermeidungsmaß-
nahme  
(VAFB1 - VAFB3) 

Bodenbrüter / 
Saum- und Rand-
strukturen 

potentiell  -potentielle Gefährdung der Bodenbrüter durch  
bauliche Veränderungen an den vorhandenen Gebäuden 
und durch ggf. erforderlichen Baumfällungen 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -Arten zeigen spezifische Anpassungen an 
die Störungsgefüge der Kulturlandschaft. Sie 
haben keine besondere Empfindlichkeit ge-
genüber Störungen. Alle Arten sind schwach 
bzw. gering (Zaunkönig) empfindlich. 
 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -durch die ggf. erforderlichen Bauarbeiten und  
die Gehölzfällungen können temporär verstärkte 
Störeffekte an einem Brutplatz der Art in den 
nächstgelegenen Gehölzen auftreten 
 -die baubedinten Stör- und Scheuchwirkungen 
können eine temporäre, partielle Schädigung 
des Brut- und Nahrungshabitates der Art verur-
sachen.  
 -die zeitliche Dimension und die flächenbezoge-
nen Wirksamkeit sind als sehr gering zu bewer-
ten. Die ökologsiche Funktion der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten der Art bleibt im räumli-
chen Zusammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 

Gehölzfreibrüter potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -Arten zeigen spezifische Anpassungen an 
die Störungsgefüge der Kulturlandschaft. Sie 
haben keine besondere Empfindlichkeit ge-
genüber Störungen. Der Kuckuck besitzt eine 
erhöhte Effektdistanz mit 300 m, wobei neben 
Lärm vor allem optische Stör- und Scheuchwir-
kungen eine wichtige Rolle spielen 
 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -durch die ggf. erforderlichen Bauarbeiten und  
die Gehölzfällungen können temporär verstärkte 
Störeffekte an einem Brutplatz der Art in den 
nächstgelegenen Gehölzen auftreten 
 -die baubedinten Stör- und Scheuchwirkungen 
können eine temporäre, partielle Schädigung 
des Brut- und Nahrungshabitates der Art verur-
sachen.  
 -die zeitliche Dimension und die flächenbezoge-
nen Wirksamkeit sind als sehr gering zu bewer-
ten. Die ökologsiche Funktion der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten der Art bleibt im räumli-
chen Zusammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 

Gehölzhöhlenbrüter potentiell  -bei möglichen Gehölzrodungen, kann es zu einer Zer-
störung der Gelege und zu Tötung von Jungvögeln kom-
men 
 -durch baubedingte Störeffekte Verscheuchung der 
Brutvögel aus Gehölzen, dies kann zum Absterben von 
Eiern und Jungvögeln führen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -Arten zeigen spezifische Anpassungen an 
die Störungsgefüge der Kulturlandschaft. Sie 
sind schwach lärmempfindlich und haben eine 
hohe Toleranz auch gegenüber sonstigen Stö-
reffekten 
 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -eine Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population durch Stör- und 
Scheuchwirkungen wird ausgeschlossen 

 -mit ggf. erforderlichen Gehölzrodung wird ein 
Teilbereich des besiedelbaren Lebensraums 
zerstört. 
 -Nach Berücksichtigung der Strukturausstattung 
der Gehölze am Planstandort und nach Zugrun-
delegung der anzunehmenden Flächengröße 
der Gehölzrodung können 0-2 Bäume mit rele-
vanten Kleinstrukturen betroffen werden.  
 -die ökologsiche Funktion der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Art bleibt im räumlichen Zu-
sammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 
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Fledermausart /  
Vogelart / Arten-
gruppen 

Vorkommen im 
Geltungsbereich 
und Umgebung 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und 
 Verletzungsgebotes gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG 

Prognose und Bewertung des Störungs- 
verbotes gem. § 44 Abs. a Nr. 2 BNatSchG 

Prognose und Bewertung der Schädigungs-
tat- 
bestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 5 
BNatschG 

erforderliche Maßnah-
men 
Vermeidungsmaß-
nahme  
(VAFB1 - VAFB3) 

Gebäudebrüter potentiell   -potentielle Gefährdung von Gebäudebrütern durch  
bauliche Veränderungen an den vorhandenen Gebäu-
den. Es kann zu einer Zerstörung der Gelege und zu Tö-
tung von Jungvögeln kommen. Im Zuge der Bauarbeiten 
können im Nahbereich temporär erhöhte Stör- und 
Scheucheffekte an den Brutstätten der Arten auftreten, 
dies kann zum Absterben von Eiern und / oder Jungvö-
geln führen 
 -um Gefährdung von Einzelindividuen der Art zu vermei-
den, Vermeidungsmaßnahme (VAFB3) notwendig 

 -durch die gegenwärtigen Nutzungen im rele-
vanten Umfeld sind die potentiellen Quartiere 
bereits heute die durch den Menschen verur-
sachten Stör- und Scheuchwirkungen vorhan-
den 
 -Arten zeigen spezifische Anpassungen an 
das Störungsgefüge der Kulturlandschaft (Kul-
turfolger). Beide Arten sind gegenüber Lärm 
und sonstigen Störungen nicht oder gering 
empfindlich 

 -in Folge der ggf. erforderlichen baulichen Ver-
änderungen an den vorhandenen Gebäuden 
können potentielle Bruthabitate beschädigt oder 
zerstört und Nester der Gebäudebrüter zerstört 
werden 
 -Die Beeinträchtigung eines oder mehrerer Ein-
zelnester außerhalb der Brutzeit führt nicht zur 
Beeinträchtigung der jeweiligen Fortpflanzungs-
stätte 
 -die ökologsiche Funktion der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Art bleibt im räumlichen Zu-
sammenhang erhalten 

VAFB3: 
Zeitenregelung für die 
Bauarbeiten und die Ge-
hölzfällungen, ökologi-
sche Baubegleitung 

 
Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m Abs. 5 BNatSchG treffen nicht zu. Die kontinuierliche ökologische Funktionsfähigkeit der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten wird im zeitlichen 
und räumlichen Zusammenhang gewahrt. Der Erhaltungszustand der lokalen Populationen der Arten verschlechtert sich nicht signifikant. Somit ist das Zugriffsverbot unter Einhaltung der Vermei-
dungsmaßnahmen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 i. V. m Abs. 5 BNatSchG ausgeschlossen.  
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Relevante Projektwirkungen auf artenschutzrechtliche Belange 
Unter Beachtung der Fallkonstellationen (Punkt 7.1 bis 7.7) der „Hinweise zum gesetz-
lichen Artenschutz gem. § 44 BNatSchG bei der Planung und Durchführung von Ein-
griffen" des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vor-
pommern werden nachfolgende Eingriffswirkungen abgearbeitet: 
 
➢ Gebäudeabbruch 
 
Innerhalb des Plangebietes ist kein Gebäudeabbruch vorgesehen.  
 
➢ Beseitigung von Bäumen, Hecken und Buschwerk 
 
Das gesamt Plangebiet wird von Baum- und Strauchformationen gerahmt. Eine Besei-
tigung von Bäumen, Hecken und/ oder Buschwerk ist nicht vorgesehen.  
 
Falls es doch zu Gehölzrodung bzw. Baumfällung kommen sollte, sind generell die 
Bestimmungen des § 39 BNatSchG zu beachten, wonach die Entfernung von Gehöl-
zen und sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der Brutperiode der Vögel 
(vom 01. Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf. 
 
➢ Beseitigung, Verkleinerung bzw. Funktionsverlust von Gewässern 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine fließenden und stehenden Gewässer vorhan-
den.  
 
➢ Umnutzung von Flächen 
 
Mit der Umnutzung der Flächen sind ökologische Veränderungen verbunden und somit 
auch Auswirkungen auf geschützte Tier- und Pflanzenarten möglich.  
 
Das hier betrachtete Plangebiet umfasst den ehemaligen LPG- Standort, südöstlich 
der Ortslage Stofferstorf, der einer erneuten gewerblichen Nutzung zugeführt werden 
soll. Künftig soll das Plangebiet als Standort einer Spedition mit Lagerflächen genutzt 
werden. Vorgesehen ist auch die Errichtung einer Waschstraße und einer Lkw-Repa-
raturhalle sowie eine Lagerfläche für den gemeindlichen Bauhof. Der zuvor beste-
hende städtebauliche Missstand wird damit beseitigt. 
 
Dafür werden hauptsächlich die bereits vorhandenen, leerstehenden Gebäude und die 
bereits aktuell versiegelten Flächen genutzt. Zusätzlich werden die bereits anthropo-
gen beeinträchtigen Kurzrasenbereiche in die Planung miteinbezogen, die heute 
schon teilweise als Lager- bzw. Weidefläche dienen. Die Baum- und Strauchformatio-
nen, die das Plangebiet einrahmen, bleiben erhalten.  
 
Zur Verhinderung des Eintretens von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
sind die Bauzeitenbeschränkungen (§ 39 BNatSchG) sowie die Maßnahmen zur Ver-
meidung sowie zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität sowie 
die weiteren Kompensationsmaßnahmen zu beachten. Die Auflagen der fachgut-
achterlichen Begleitung im Zusammenhang mit dem möglichen Umbau der Gebäude 
sind ebenfalls zu beachten.  
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➢ Lärm 
 

Das Plangebiet beeinträchtigende Immissionen können von der Bundesstraße 105, 
von im Südwesten befindlichen Windenergieanlagen sowie von den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgehen. 
 
Die möglichen Beeinträchtigungen durch Emissionen der landwirtschaftlich genutzten 
Außenbereichsflächen im Ortsrandbereich (Lärm, Staub, Geruch) sind in einer Land-
gemeinde durchaus typisch und treten, saisonal bedingt, nur in Jahresspitzen auf. 
 
Da aufgrund der bestehenden anthropogenen Vorbelastungen nur mit unempfindli-
chen Arten des Siedlungsraumes zu rechnen ist, ist auch eine potentiell zusätzliche 
Lärmbelästigung als zu vernachlässigbar einzuschätzen. 
 
➢ Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 
 
Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 23 kommt es zu keiner signifikanten 
Erhöhung der Gefahr des Tötungsrisikos/Kollision im Straßenverkehr. 
 
 
Maßnahmen zur Vermeidung 
 
Im Ergebnis der Potentialabschätzung sowie im Rahmen der Konfliktanalyse werden 
folgende Vermeidungsmaßnahmen bzw. Hinweise in den Bebauungsplan aufgenom-
men, um Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG auszuschließen.  
 

• VAFB1: Vermeidung von baubedingten Beeinträchtigungen bei Fledermäusen. Be-
siedlungskontrolle. Nachgeordnete Maßnahmen 

 

1. Die geplanten Bauarbeiten und Baumfällungen sind auf den Zeitraum von 30. 
Oktober bis 01. März zu beschränken (Vermeidungsmaßnahme). 
2. Für die nachgewiesenen Fledermausarten sind Ersatzquartiere durch Aufhän-
gen von Fledermauskästen zu schaffen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahme). 
3. Die Fledermauskästen sind im Verhältnis 1:3 anzubringen (für ein zerstörtes 
Quartier Ersatz durch drei Fledermauskästen). 
4. Die Ersatzkästen müssen bereits vor den Bauarbeiten bzw. Baumrodungen an-
gebracht werden.  
5. Für die Aufhängung der Fledermauskästen sind geeignete Plätze im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes festzulegen. Die Verfügbarkeit der Standorte für die 
zu realisierenden Ersatzquartiere und deren dauerhafte Sicherung sind über eine 
entsprechende Vereinbarung / einen Vertrag zu gewährleisten. 
 

Die Ausgleichsmaßnahme ist gutachterlich zu planen und ein Ausführungsplan zu er-
arbeiten.  
Die Umsetzung der Bestimmungen ist jeweils in einem Bautagebuch oder in anderen 
hierfür geeigneten Unterlagen zu dokumentieren.  

 

• VAFB2: Vermeidung von baubedingten Beeinträchtigungen bei Brutvögeln / Gebäu-
debrüter. Besiedlungskontrolle. Nachgeordnete Maßnahme 
1. Die geplanten Bauarbeiten und Baumfällungen sind auf den Zeitraum von 30. 
Oktober bis 01. März zu beschränken (Vermeidungsmaßnahme). 
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2. Für die nachgewiesenen Nester muss eine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme 
geplant und durchgeführt werden. 

2.1 Für die Brutvögel sind geeignete Ersatznester zu schaffen. 
2.2 Die Ersatznester sind im Verhältnis von 1:1 anzubringen (für ein zerstörtes 

Nest / Brutstätte Ersatz durch ein Ersatznest). 
2.3 Die Ersatznester müssen bereits vor Beginn der Bauarbeiten angebracht 

werden. Für die Schwalben müssen die Ersatznester vor Beginn der auf die 
jeweilige Baumaßnahme folgenden Brutsaison für die Tiere zur Verfügung 
stehen.  

2.4 Für die Anbringung der Ersatznester sind geeignete Plätze im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes festzulegen. Die Verfügbarkeit der Standorte 
für die zu realisierenden Ersatznester und deren dauerhafte Sicherung sind 
über eine entsprechende Vereinbarung / einen Vertrag zu gewährleisten. 

 
Die Ausgleichsmaßnahme ist gutachterlich zu planen und ein Ausführungsplan zu er-
arbeiten.  
Die Unterlagen zur Umsetzung der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme (hier insb. 
der Ausführungsplan) sind rechtzeitig vor Baubeginn unaufgefordert der zuständigen 
Behörde vorzulegen.  
 

• VAFB3: Vermeidung von baubedingten Beeinträchtigungen bei Brutvögeln. Zeitenre-
gelung für die Bauarbeiten und für die Gehölfällungen. Ökologische Baubegleitung. 
1. Sämtliche ggf. erforderliche Einrichtungs- und Erschließungsarbeiten (Baufeld-
freimachung, Bergung des Oberbodens, Baustelleneinrichtung etc.), der Beginn der 
jeweiligen Baumaßnahmen und die Rodung / Fällung von Gehölzen / Bäumen wer-
den auf den Zeitraum von 01. Oktober bis 28. / 29. Februar des Folgejahres be-
schränkt.  
2. Die Bauarbeiten, die vor dem 28. (29.) Februar begonnen wurden, können, sofern 
sie ohne Unterbrechung fortgesetzt werden, in der Folgezeit beendet werden. Län-
gere Unterbrechungen als eine Woche (7 Kalendertage) sind auszuschließen. An-
sonsten ist ein Vorkommen von Brutstätten der oben aufgeführten Arten vor dem 
wieder aufgenommenen Baubetrieb gutachterlich zu prüfen.  

 
Entsprechende Regelungen sind in den jeweiligen Bauverträgen zu fixieren und durch 
die ökologische Baubegleitung fortlaufend hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu überwa-
chen.  
Die Umsetzung der Bestimmungen ist in einem Bautagebuch oder in anderen hierfür 
geeigneten Unterlagen zu dokumentieren. Diese Unterlagen sind unmittelbar nach 
Bauabschluss unaufgefordert der zuständigen Behörde zur Abnahmeprüfung vorzule-
gen.  
 
Ebenso sind weitere Maßnahmen von großer Bedeutung:  
 

• Schnitt, Fällung und Rodung von Gehölzen gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes darf nur im Zeitraum zwischen 01. Oktober und 29. Feb-
ruar durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche 
Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Gehölzflächen 
keine Brutvögel brüten und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt.  

• Im Zuge der Baudurchführung sind geeignete Baumschutzmaßnahmen unter An-
wendung der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
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Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sowie der RSP-LP 4 „Schutz von Bäu-
men, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen durchzuführen. 
Der Schutz der begleitenden Gehölzbestände gegen Anfahrschäden, Verdichtung 
im Wurzelbereich außerhalb des Ausbauquerschnittes, Beschädigungen des Stam-
mes und der Rinde durch Fahrzeuge, Baumaschinen und sonstige Bauvorgänge 
erfolgt durch geeignete Stammschutzmaßnahmen. Die stammnahen Wurzelberei-
che sind außerhalb des Baufeldes nicht durch Bautechnik zu befahren bzw. durch 
Baustelleneinrichtungen und Ablagerungen zu belasten.  

 
Biologische Vielfalt 
Die vorhandenen Biotoptypen wurden im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß der 
„Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklen-
burg-Vorpommern“ erfasst. Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung (Kap. 5.3) erfolgt eine 
genauere Bestandsbeschreibung der einzelnen Biotoptypen.  
 
Das Plangebiet umfasst das ehemalige LPG-Gelände im Süden der Gemeinde Stof-
ferstorf. Der südliche Teil des Geltungsbereiches besteht aus dem alten Gebäudebe-
stand der LPG-Anlage sowie umfangreich versiegelten Flächen. Daran nördlich an-
schließend befinden sich anthropogen überformte Rasenbereiche, die heute zum Teil 
als Abstellplatz, zum Teil als Weidefläche genutzt werden. Eingerahmt wird das Plan-
gebiet von Baum- und Strauchformationen.  
 
Ein Vorkommen von betroffenen Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
wird im vom Gutachterbüro ECO-CERT erstellten AFB ausgeschlossen. Die biologi-
sche Vielfalt in diesem Bereich wird im Geltungsbereich eher als gering eingestuft. 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand ergeben sich unter Beachtung der genannten Maß-
nahmen keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere, Pflanzen sowie 
biologische Vielfalt.  
 
 
3.4 Schutzgut Boden 
 
Basisszenario 
Im Natur- und Landschaftshaushalt und Stoffkreislauf hat das Schutzgut „Boden“ we-
sentliche Funktionen. Er übernimmt das Filtern, Speichern, Puffern und die Umwand-
lung verschiedenster Stoffe und ist für Bodentiere, Mikroorganismen sowie für Pflan-
zen und deren Wurzeln Lebensraum. Die Eigenschaften des Bodens (Substrat, Hu-
musgehalt und Hydromorphie) sind wesentlich für die Ausprägung der natürlich auftre-
tenden Vegetation. Versiegelungen sowie Verdichtungen und Bodenumlagerungen 
führen zu Einschränkungen von Funktionen und Leistungsfähigkeit des Bodens. Der 
Boden als potentieller Pflanzenstandort geht verloren.  
 
Hinzu kommt laut § 2 BBodSchG die Bedeutung des Bodens für den Menschen als 
Produktionsgrundlage für dessen Ernährung, als Standort für die Besiedelung und als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
In der LINFOS-Datenbank sind für den Bereich Gägelow OT Stofferstorf folgende Bo-
dentypen verzeichnet: Tieflehm-/ Lehm-Parabraunerde- Pseudogley (Braunstaugley)/ 
Pseudogley (Staugley)/ Gley.  
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Die Standorteigenschaften des betrachteten Raums sind wesentlich durch die eiszeit-
liche Prägung innerhalb der Grundmoräne der Rosenthaler Randlage (Mecklenburger-
Phase) der Weichselvereinigung vorgegeben. Die Grundmoräne wird mit mäßigem bis 
starkem Stauwasser- und/ oder Grundwassereinfluss charakterisiert. Die Oberfläche 
ist wellig bis schwach kuppig mit einigen offenen und verdeckten Söllen. Die Böden 
sind schwach bis mäßig stauwasserbeeinflusst. 
Im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan (GLRP) wird die Schutzwürdigkeit des Bo-
dens für das Plangebiet als „Bereiche mit hoher bis sehr hoher Schutzwürdigkeit“ dar-
gestellt. Die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers wird als „Bereich 
mit mittlerer bis hoher Schutzwürdigkeit“ dargestellt. 
Im Plangebiet ist durch die langjährige Nutzung in den versiegelten Bereichen mit Auf-
schüttungen zu rechnen. Es besteht die Möglichkeit, dass der Boden im Geltungsbe-
reich teilweise belastet, sowie bauschutthaltig ist. Nach Abstimmung mit der unteren 
Bodenschutzbehörde, darf dieser Boden weiterhin verwendet werden. Es ist allerdings 
auf erhebliche Auffälligkeiten zu achten, die die Verwendung des Bodens nicht zulas-
sen (z.B. Ölgeruch). Treten solche Auffälligkeiten auf ist der Boden vor der Entsorgung 
fachkundig auf seine Verwertbarkeit zu untersuchen. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Die natürliche Bodenstruktur und stoffliche Zusammensetzung sind durch die bereits 
anthropogen beeinträchtigte Ortslage sowie der ehemaligen Nutzung als LPG-
Standort verändert. Die maßgeblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden 
entstehen durch dauerhafte Bodenversiegelungen bzw. Überbauung. 
Zusätzlich zu der Beeinträchtigung durch Versiegelung/ Überbauung kann es zu Be-
einträchtigungen durch Bodenauftrag und -abtrag sowie zum Funktionsverlust des Bo-
dens kommen. Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden werden im Rahmen 
der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. Es werden geeignete Kom-
pensationsmaßnahmen bestimmt, um die Eingriffe der Versieglung auszugleichen. 
 
Mit verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden ist nicht zu 
rechnen. 
 
 
3.5 Schutzgut Wasser 
 
Basisszenario 
Der Grundwasserflurabstand wird in der LINFOS-Datenbank mit > 10 m angegeben. 
Die Grundwasserressourcen werden als genutztes Dargebot öffentliche Trinkwasser-
versorgung beschrieben. Dem Gebiet des Geltungsbereiches wird nach Gutachterli-
chem Landschaftsrahmenplan (GLRP) hinsichtlich der Schutzwürdigkeit des Grund- 
und Oberflächenwassers eine mittlere bis hohe Schutzwürdigkeit zugeordnet. 
 
Innerhalb des Plangebietes selbst befindet sich kein Oberflächengewässer. Das Fließ-
gewässer Zierower Bach befindet sich in westlich Richtung in ca. 150 m Entfernung. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Die Ableitung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt über die Leitungen des Zweck-
verbandes Wismar. Neuanschlüsse zur Abwasserentsorgung sind mit dem Versor-
gungsträger abzustimmen. Der Zweckverband Wismar wird als Träger öffentlicher Be-
lange in das Planverfahren eingebunden. 
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Der angrenzend zum Plangebiet befindliche Zierower Bach wird durch den Bebau-
ungsplan Nr. 23 nicht beeinträchtigt. 
Von erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser wird nicht ausgegan-
gen.  
 

 

3.6 Schutzgut Fläche 
 
Basisszenario 
Die Flächeninanspruchnahme führt zu Reduzierung bzw. Zerstörung von potentiellen 
Lebensstätten mit Funktionen als Fortpflanzungs- und Ruhestätten der relevanten 
Tierarten. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 wird das Ziel verfolgt, auf der ehemaligen LPG-Anlage 
ein Gewerbegebiet und eine Fläche für Gemeinbedarf auszuweisen. In dem Gewer-
begebiet ist eine Spedition mit Lagerflächen vorgesehen und die Gemeinbedarfsfläche 
soll dem gemeindlichen Bauhof als Lagerplatz für Grünabfälle dienen. 
Dabei kommt es durch die Ausweisung des Gewerbegebietes, neben der Nutzung der 
im südlichen Bereich des Plangebietes vorhandenen Gebäude, potentiell zu weiteren 
Versiegelungen. Im südlichen Bereich des Plangebietes befinden sich bereits Ge-
bäude, die weiterhin genutzt werden sollen. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 
ca. 2,9 ha. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes auf dem brachliegenden Gelände einer 
ehemaligen LPG-Anlage kommt es nur zu einem verhältnismäßig geringfügigen zu-
sätzlichen Flächenverbrauch. Die Höhe des Eingriffs durch die potentielle Neuversie-
gelung sowie der dafür zu treffende Ausgleich werden im Rahmen der Eingriffs-/ Aus-
gleichsbilanzierung bilanziert. Durch die Wiedernutzbarmachung der bestehenden An-
lagen wird eine zusätzliche Zerschneidung von offener Landschaft vermieden und der 
Flächenverbrauch vermindert. 
 
Dem Prinzip des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wird gefolgt. Mit der Um-
setzung der Planung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Flä-
che zu erwarten.  
 
 
3.7 Schutzgut Luft und Klima 
 
Basisszenario 
Das Klima des Ostseeküstenlandes, in welchem sich das Plangebiet befindet, ist stark 
maritim beeinflusst. Die Jahresmitteltemperatur und die mittlere Niederschlagsmenge 
liegen deutlich unter dem Durchschnitt der Planungsregion Westmecklenburg. Die 
Jahresschwankung der mittleren Temperatur ist niedriger als im Binnenland. Große 
Windstärken und eine hohe Luftfeuchte sind typische Klimaeigenschaften dieser Land-
schaftszone. 
Das Gebiet ist als niederschlagsbenachteiligt im Gutachterlichen Landschaftsrahmen-
plan (Karte 7) dargestellt. 
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Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Auswirkungen auf das Klima sind nur im kleinklimatischen Bereich durch die Verände-
rung vorhandener Strukturen zu erwarten. Denn eine bereits bebaute Ortslage sowie 
ein kleinflächiges Gewerbegebiet besitzt eine geringe Bedeutung in Bezug auf die Kalt-
luftproduktion. Überschreitungen gesetzlich zulässiger Immissionen sind im Zusam-
menhang mit der hier betrachteten Planung nicht zu erwarten. Mit der vorliegenden 
Planung werden keine Eingriffe in das Schutzgut Luft und Klima geplant, die den ak-
tuellen Zustand dauerhaft negativ beeinflussen könnten. 
 
 
3.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Basisszenario 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Bau- oder Bodendenkmale oder sonstige zu 
beachtende Sachgüter bekannt. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von der geplanten Maßnahme keine Boden-
denkmale betroffen. Um die Arbeiten nötigenfalls baubegleitend archäologisch be-
treuen zu können, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehörde beim Land-
kreis Nordwestmecklenburg den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei 
Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Wenn während der Erdarbeiten 
unvermutet archäologische Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt wer-
den, ist gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) die Untere Denkmal-
schutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund sowie die Fundstelle bis zum Eintref-
fen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmal-
pflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entde-
cker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den 
Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Tage nach Zugang der An-
zeige bei der Unteren Denkmalschutzbehörde. 
 
 
3.9 Schutzgut Landschaft 
 
Basisszenario 
Das Plangebiet wird großflächig von Gebäuden und weiteren versiegelten Flächen ein-
genommen. Der nördliche, offene unversiegelte Hofbereich wird in Teilen als tempo-
räre Lagerfläche genutzt und ist überwiegend von ruderalen Staudenfluren geprägt. 
Der nördliche Streifen des Hofbereiches wird gelegentlich beweidet (Schafe). Das Ge-
lände des ehemaligen landwirtschaftlichen Betriebsstandortes ist auf allen Seiten von 
Gehölzstrukturen (Baum- und Strauchhecken) umrahmt. Im Norden liegt ein kleinflä-
chiges Grünland artenarmer Ausprägung. Die Bundesstraße B 105 führt unmittelbar 
an der östlichen und dien Dorfstraße an der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches 
entlang.  
 
Die Landschaft um die geplanten Anlagen ist wesentlich geprägt durch großflächige 
landwirtschaftliche Nutzflächen (überwiegend Ackerland) in großen Schlägen. Klei-
nere Grünlandflächen erstrecken sich an den Siedlungsrändern von Stofferstorf und 
an einem Graben im Westen. Lineare Gehölzstrukturen säumen die Verkehrswege 
und einige Gräben bzw. Schlaggrenzen in Form von Baumreihen, -hecken und Alleen. 
Ein größerer Waldbestand liegt im Osten in ca. 1,1 km Entfernung.  
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Im Westen verläuft ein Fließgewässer als Graben ausgebildet mit einigen naturnahen 
Abschnitten, die sekundär entstanden sind. Naturnahe stehende Kleingewässer liegen 
vereinzelt im weiteren Umfeld. Im Siedlungsbereich von Stofferstorf befindet sich ein 
Weiher, der nach Aufweitung des Grabens entstand.  
 
Gemäß GLRP WM liegt das Plangebiet in einem Bereich mit geringer bis mittlerer 
Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes. 
 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mit dem Bebauungsplanes Nr. 23 ergeben sich keine Veränderungen in Bezug auf das 
Landschafts- bzw. Ortsbild. Die aktuell leerstehenden Gebäude am Standort bleiben 
erhalten und werden nach Um- und Ausbau einer erneuten gewerblichen Nutzung für 
ein Speditionsunternehmen zugeführt. Ergänzend soll eine Fläche für die Aufnahme 
für den gemeindlichen Bauhof zur Lagerung von Grünabfällen entstehen. 
Das Plangebiet selbst ist demnach bereits jetzt ein überprägter Landschaftsbildbereich 
mit anthropogenen Beeinträchtigungen. Die Zufahrt zu dem Gelände wird über die be-
stehende Zufahrt von der Bundesstraße 105 ermöglicht. 
 
Bezüglich des Ortsbildes erfolgen keine signifikanten Änderungen. Insbesondere 
durch den Erhalt der Bäume an den Grenzen des Geltungsbereiches erfährt das Land-
schaftsbild augenscheinlich keine Veränderungen durch die Planungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 23. Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird als nicht erheb-
lich eingestuft. 
 
Aufgrund dieser Argumentation sind keine bis geringe Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild zu erwarten. 
 
 
3.10 Wechselwirkungen der Umweltauswirkungen einzelner Schutzgüter 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes zu berücksichtigen. 
Wie den einzelnen Schutzgutkapiteln entnommen werden kann, erfüllen bestimmte 
Strukturen im Plangebiet vielfältige Funktionen. Umweltfachliche Entwicklungsziele 
und Wirkungen auf die Schutzgüter können sich gegenseitig sowohl positiv als auch 
negativ verstärken oder abschwächen.  
 
Maßgeblich für die Planung ist die potentiell zusätzliche Versiegelung. Der Boden in-
teragiert mit seinen spezifischen Funktionen des Wasserhaushaltes. Ebenso bestehen 
Wechselwirkungen des Bodens als Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Diese fallen 
jedoch aufgrund der anthropogen beeinflussten Ortslage inklusive des Gewerbebetrie-
bes eher gering aus.  
Aufgrund der bestehenden starken anthropogenen Überformung sind die Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern generell als gering einzuschätzen. Die Wechsel-
wirkungen, wie beispielsweise zwischen Bodenversiegelung und Versickerungsfähig-
keit sowie Verlust an Lebensraum, wurden bereits im Rahmen der Schutzgutabarbei-
tung berücksichtigt.  
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3.11 Störfälle 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im planungsrelevanten Umfeld keine Störfallbe-
triebe vorhanden. Aufgrund der aktuellen Nutzungen und der Lage am Siedlungsrand 
sind diese dort auch nicht zu erwarten. 
 
 
3.12 Zusammenfassung Umweltauswirkungen 
 
Um weitergehende erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes ausschließen 
zu können, sind die genannten Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Dabei 
ist anzumerken, dass sich der Eingriff in den Natur- und Landschaftshaushalt im mit-
telbaren Anschluss des besiedelten Raumes befindet.  
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass durch das Vorhaben des Bebau-
ungsplanes Nr. 23 der Gemeinde Gägelow die Entwicklung des Umweltzustandes des 
planungsrelevanten Bereiches nicht erheblich negativ beeinflusst wird.  
 
Im Zusammenhang mit dem hier vorliegenden Bebauungsplan hat sich die Gemeinde 
mit dem Vermeidungsgebot nach § 15 BNatSchG auseinandergesetzt. § 15 Abs. 1 
BNatSchG besagt: Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind ver-
meidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am glei-
chen Ort ohne oder mit geringen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu 
erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, 
ist dies zu begründen.  
 
Mit dem Bebauungsplanes Nr. 23 unterstreicht die Gemeinde Gägelow ihrer Bedeu-
tung als Gewerbestandort. Es werden vorhandene Entwicklungspotentiale genutzt und 
keine neuen Flächen in Anspruch genommen. 
Mit Hilfe der Planungen wird das Ziel verfolgt, eine erneute gewerbliche Nutzung der 
leerstehenden Bebauung und die Errichtung zusätzlicher baulicher Anlagen zu ermög-
lichen. Künftig soll das Plangebiet als Standort einer Spedition mit Lagerflächen ge-
nutzt werden. Des Weiteren ist geplant, Teilflächen dem gemeindlichen Bauhof als 
Lagerflächen zur Verfügung zu stellen und eine Fläche für den Ausgleich zu schaffen. 
 

- Flächeninanspruchnahme: Es erfolgt eine Nachnutzung der ehemaligen LPG-
Anlage inklusive der bereits vorhandenen Gebäude und Grünlandbereiche. 

- Versiegelung: Durch die Nachnutzung einer ehemaligen LPG-Fläche ist bereits 
ein großer Teil der Fläche versiegelt. Durch die geplante Ausweisung eines Ge-
werbegebietes und einer Gemeinbedarfsfläche kommt es potentiell zu zusätzli-
chen Versiegelungen. Die Beeinträchtigungen bzw. der Verlust von Bodenfunk-
tion und Verringerung der Grundwasserneubildungsrate wird als gering einge-
schätzt. 

- Verlust von Teillebensräumen: Durch die Erweiterung kommt es, neben den 
bereits versiegelten Flächen, zu Verlusten von hauptsächlich anthropogen be-
einträchtigten Grünlandstrukturen mit einer geringen Bedeutung in Bezug auf 
den Artenschutz. Die potentiell vorkommenden Brutvögel sind nicht an vorhan-
dene (Baum-)strukturen gebunden, da sie jährlich ihren Neststandort wechseln. 
Die Gehölzstrukturen in den Randbereichen des Plangebietes sollen nach der-
zeitigem Kenntnisstand erhalten bleiben.  
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4. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand 
 
4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
 
Bau und Vorhandensein des Vorhabens einschließlich Abrissarbeiten 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 ist in der Ortslage Stofferstorf die Ausweisung eines 
Gewerbegebietes, einer Fläche für Gemeinbedarf und einer Ausgleichsfläche vorge-
sehen. Die Verkehrswege bleiben im Rahmen des Bebauungsplanes von Baumaß-
nahmen ausgenommen. Abrissarbeiten sind nicht vorgesehen, da die bestehenden 
baulichen Anlagen umgenutzt werden sollen. 
 
Nutzung von natürlichen Ressourcen 
In dem hier betrachteten Plangebiet werden in der Ortslage Stofferstorf, neben den 
bereits versiegelten Flächen, unversiegelte Flächen einbezogen, die in der Vergan-
genheit teilweise als Lagerfläche genutzt wurde, jedoch aktuell brachliegen.  
Durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes und einer Gemeinbedarfsfläche erfolgt 
potentiell eine bauliche Erweiterung, zusätzlich zu den bereits vorhandenen baulichen 
Anlagen. Das Plangebiet wird über zwei bestehende Zufahrten, die in die Bundes-
straße 105 münden, erschlossen. Im Ergebnis werden die Beeinträchtigungen als nicht 
erheblich eingestuft. Die Nutzung von natürlichen Ressourcen wird durch die verfolgte 
Nachnutzung einer bereits vorbelasteten Fläche gemindert.  
 
Art und Menge an Emissionen 
Nach Einschätzung der Gemeinde Gägelow rufen die Ziele des Bebauungsplanes 
Nr. 23 keine signifikanten Beeinträchtigungen durch Schadstoffe, Erschütterungen, 
Licht, Wärme oder Strahlungen hervor. Bezüglich möglicher Lärmimmissionen wurde 
von der Gemeinde eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag gegeben. Die Er-
gebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind im Punkt 3.2 nachzulesen.  
 
Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Die Maßgaben der in der Gemeinde Gägelow bestehenden Abfallentsorgung sind ein-
zuhalten. Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 werden keine neuen oder abweichenden 
Festsetzungen hinsichtlich der Abfallentsorgung getroffen.  
 
Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe und die Umwelt 
Mit der Umsetzung der Planung sind keine hervorzuhebenden Risiken für die mensch-
liche Gesundheit verbunden. 
Ebenso besteht keine Betroffenheit/kein Risiko für das kulturelle Erbe. Innerhalb des 
Plangebietes befinden sich keine Bau- oder sonstigen Denkmäler. 
 
Kumulierung mit anderen Projekten 
Es sind keine weiteren Projekte bzw. Planungen im planungsrechtlichen Umfeld vor-
handen, die zu kumulativen Wirkungen mit dem hier betrachteten Bebauungsplan füh-
ren. Ebenso sind durch die Planung keine kumulativen Wirkungen von bestehenden 
Umweltproblemen in Bezug auf beispielsweise betroffenen Gebieten oder Nutzung 
von natürlichen Ressourcen zu erwarten.  
 
Auswirkungen der Planung auf das Klima 
Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung im Plangebiet besitzt dieses keine signi-
fikante Bedeutung für die Kaltluftproduktion. Es sind bereits großflächige 
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Versiegelungen vorhanden. Durch die Ausweisung des Gewerbegebietes und der Ge-
meinbedarfsfläche sind keine beachtenswerten Auswirkungen auf das Klima zu erwar-
ten. 
 
Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Für die Anlage der Gebäude und Nebenanlagen werden die geltenden gesetzlichen 
und technischen Vorschriften beachtet. Von negativen Beeinträchtigungen bzgl. ein-
gesetzter Techniken und Baustoffe wird daher nicht ausgegangen. 
 

 

4.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
 
Bei einer Nichtdurchführung der vorliegenden Bebauungsplanung würden die aktuel-
len Nutzungen weiter bestehen und der derzeitige Umweltzustand voraussichtlich er-
halten bleiben. 
Mit dem hier betrachteten Bebauungsplan soll die planungsrechtliche Voraussetzung 
für eine gewerbliche Nutzung geschaffen werden und die damit einhergehende Besei-
tigung des aktuellen städtebaulichen Missstandes behoben werden.  
 
 
4.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Die Gemeinde Gägelow handelt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 ent-
sprechend der im Flächennutzungsplan gefassten Entwicklungszielen. Die Auswei-
sung eines Gewerbegebietes geschieht in Übereinstimmung mit den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans. Die zu überplanenden Flächen sind zum Teil bereits ver-
siegelt. Der Rückgriff auf anderweitige Gebiete in der Gemeinde ginge mit einer Inan-
spruchnahme unversiegelter Flächen einher.  
 
Aufgrund der dargestellten Argumentation sieht die Gemeinde Gägelow von einer Al-
ternativprüfung ab. 
 
 
5. Eingriffsregelung 
 
5.1 Gesetzliche Grundlage der Bilanzierung 
 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB werden die Ergebnisse der städtebaulichen Eingriffsrege-
lung nachfolgend abgearbeitet:  
 
(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen 
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach 
§ 1 Absatz 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen 
und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. 
Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der 
Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, kön-
nen die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des Ein-
griffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch vertragli-
che Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich 
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auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Absatz 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, so-
weit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren. 
 
Nachfolgende Berechnungen und Bilanzierungsabsichten wurden unter Verwendung 
der „Hinweise zur Eingriffsregelung; Neufassung 2018“ des Landesamtes für Umwelt, 
Naturschutz und Geologie M-V (LUNG M-V) erstellt. Diese Hinweise zur Bewertung 
von Eingriffen wurden als Grundlage für eine einheitliche Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung in Mecklenburg-Vorpommern entwickelt und sind werden 
für die Eingriffsbewertung auch im Rahmen der Bauleitplanung empfohlen. 
Die Aufnahme der Biotoptypen erfolgte auf Grundlage der „Anleitung für die Kartierung 
von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern“, Schriften-
reihe des LUNG M-V 2013, Heft 2. 
 
 
5.2 Bestandsbeschreibung und -bewertung 
 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache gemäß der benannten Fachschriften, da lediglich 
Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege 
betroffen sind. Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung“ (HzE) werden die natur-
schutzfachlichen Wertstufen der Biotoptypen über die Kriterien „Regenerationsfähig-
keit“ und „Gefährdung“ in Anlehnung an die Rote Liste der gefährdeten Biotoptypen 
Deutschlands (BfN, 2006) bestimmt. Demnach werden Wertstufen von 0 bis 4 verge-
ben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend der lokalen Ausprä-
gung. Jeder Wertstufe wird bei der vereinfachten Biotopwertansprache ein durch-
schnittlicher Biotopwert zugeordnet. Ausnahme bildet die Wertstufe 0, bei der sich der 
durchschnittliche Biotopwert nach der Formel 1 abzüglich Versieglungsgrad berechnet 
(HzE - 2.1 Ermittlung des Biotopwertes). 
 
Das Plangebiet befindet sich im Südosten der Ortslage Stofferstorf. Durch die Auswei-
sung eines Gewerbegebietes, einer Gemeinbedarfsfläche und einer Fläche für den 
Ausgleich wird, neben den bereits versiegelten Flächen, ausschließlich Grünland über-
plant. Die entlang der Grenzen des Geltungsbereiches bestehenden Gehölzbestände 
sollen erhalten bleiben. 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die Biotoptypen des planungsrelevanten Bereiches 
hinsichtlich der Bewertung der qualitativen Ausprägung der Werte und der Funktionen 
des jeweiligen Biotoptyps dargestellt. Im Anschluss werden die Biotoptypen, die durch 
das Gutachterbüro ECO-CERT kartiert worden sind, in einer Abbildung dargestellt. Als 
Untersuchungsraum ist der Geltungsbereich + 20 m angegeben, der den Wirkraum mit 
der potentiellen beeinträchtigten Wirkung darstellt. Eine detailliere Beschreibung der 
Biotoptypen erfolgte durch ECO-CERT nicht. 
 
Nach der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde wurden zwei Biotoptypen 
erneut betrachtet und bewertet. Für das Biotop, das als Strauchhecke mit Überschir-
mung (BHS) aufgenommen wurde, ergibt sich nach einer erneuten Betrachtung eine 
Änderung des Biotoptypen. Dieses Biotop stellt sich aktuell als Siedlungsgehölz aus 
nichtheimischen Baumarten (PWY) dar. Ebenfalls ergibt sich für das Biotop 



Satzung der Gemeinde Gägelow über den 
 Bebauungsplan Nr. 23 „Stofferstorf Süd“  
_______________________________________________________________________________________________________________________________________ 
 

46 
 

Baumhecke (BHB) eine Änderung des Biotoptypen nach einer erneuten Betrachtung. 
Das Biotop stellt sich als Siedlungsgehölz aus heimischen Baumarten (PWX) dar. 
 
Tabelle: Biotop- und Nutzungstypen des planungsrelevanten Bereichs und der Umgebung 

Nr. 

Biotoptyp 

 Biotoptyp M-V Wertstufe Kompensations-

erfordernis 

2.1.2 BLM Mesophiles Laubgebüsch 2 3 

2.3.3 BHB Baumhecke 3 6 

2.5.4 BAS Aufgelöste Allee * * 

2.6.6 BRN Nicht Verkehrswege begleitende 

Baumreihe  

* * 

9.2.2 GMW Frischweide 3 6 

9.2.3 GMA Artenarmes Frischgrünland 2 3 

10.1.3 RHU Ruderale Staudenflur frischer bis tro-

ckener Standorte 

2 3 

12.1.2 ACL Lehmacker 0 0 

13.1.3 PWX Siedlungsgehölz aus heimischen 

Baumarten 

1 1,5 

13.1.2 PWY Siedlungsgehölz aus nichtheimi-

schen Baumarten 

0 1 

13.3.2 PER Artenarmer Zierrasen 0 0 

14.5.4 ODE Einzelgehöft 0 0 

14.5.6 ODS Sonstige landwirtschaftliche Betriebs-

anlage 

0 0 

14.7.3 OVU Wirtschaftsweg, nicht versiegelt 0 0 

14.7.5 OVL Straße 0 0 

14.7.6 OVB Bundesstraße 0 0 
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Im Planverfahren des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgte eine Überprüfung der 
Biotoptypen. Aufgrund aktueller Kartierungen ergeben sich bei der Fläche im Norden 
des Plangebietes (Biotoptypenkarte ODS, RHU) Änderungen bezüglich der Biotopty-
pen. Diese Fläche stellt sich aktuell komplett als Fläche der sonstigen landwirtschaft-
lichen Betriebsanlage (ODS) dar. Die kleinen, grün gekennzeichneten Bereiche, die 
im Norden in das Plangebiet hineinragen, sind aktuell ebenfalls nicht mehr in der Aus-
prägung der Kartierung vom 14. Mai 2020 vorhanden und stellen jetzt ebenfalls eine 
Fläche der sonstigen landwirtschaftlichen Betriebsanlage (ODS) dar. 
 
 
5.3 Eingriffsbilanzierung 
 
Das Plangebiet stellt eine ehemalige LPG-Fläche dar. Es befinden sich einige leerste-
hende Gebäude auf dem Gebiet, die sich alle in der südlichen Hälfte befinden. In der 
nördlichen Hälfte des Plangebietes ist unbeplantes Grünland vorzufinden. Der ge-
samte Geltungsbereich ist fast vollständig mit Baum- und Strauchformationen umge-
ben.  
 
Die aktuell leerstehenden Gebäude innerhalb des Geltungsbereiches sollen erhalten 
bleiben und der erneuten gewerblichen Nutzung für eine Spedition und für Lagerflä-
chen dienen. Darüber hinaus sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung weiterer baulicher Anlagen geschaffen werden. Ebenfalls soll eine Fläche 
für den gemeindlichen Bauhof zur Lagerung von Grünabfällen entstehen. 
 
Das Plangebiet stellt größtenteils ein Gewerbegebiet (GE) dar. Ein kleiner Bereich im 
Nordwesten des Geltungsbereiches soll dem gemeindlichen Bauhof zur Verfügung ge-
stellt werden.  
 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache (gem. Biotoptypenkatalog/ Biotopkartieranlei-
tung M-V), da lediglich Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und 
die Landschaftspflege betroffen sind.  
 
Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung" werden insbesondere die  

- Regenerationsfähigkeit des vorkommenden Biotoptyps und  
- die regionale Einstufung in die „Roten Listen der gefährdeten Biotoptypen BRD" 

als wertbestimmende Kriterien herangezogen. Demnach werden Wertstufen von 0 bis 
4 vergeben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend der lokalen 
Ausprägung. Bei einer durchschnittlichen Ausprägung wird ein mittlerer Bereich der 
möglichen Wertstufe angenommen. Bei negativen Beeinträchtigungen erfolgt eine Ab-
wertung und bei besonders hervorzuhebender Ausstattung des Biotops eine Aufwer-
tung. 
 
Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert be-
rücksichtigt: 
 

- < 100 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 0,75 
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- > 625 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 1,25 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes umfasst die südöstlich der Ortslage gelegene 
ehemalige LPG-Fläche. Dementsprechend wird ein Lagefaktor von 0,75 veranschlagt.  
 
Das Eingriffsäquivalent für Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung wird wie folgt 
berechnet: 
 
Fläche [m²] 

des  

betroffenen 

Biotoptyps 

 

X 

Biotopwert 

des  

betroffenen 

Biotoptyps 

X Lagefaktor = 

Eingriffsäquivalent 

für Biotopbeseiti-

gung bzw. Bio-

topveränderung  

[m² EFÄ] 

 
Bei der Eingriffsbilanzierung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Stofferstorf Süd“ wird nur 
der unversiegelte Bereich betrachtet, der aktuell als sonstige landwirtschaftliche Be-
triebsanlage (ODS) kartiert worden ist. Die Gebäude und die bereits versiegelten Flä-
chen der ehemaligen LPG-Anlage im Süden des Geltungsbereiches werden nachge-
nutzt, sodass hier eine erneute Bilanzierung entfallen kann. In den Bereichen außer-
halb der Baugrenze bleiben die Biotoptypen unverändert erhalten. Aus den genannten 
Gründen wird nur der nördliche Bereich innerhalb der Baugrenze als Eingriff bilanziert. 
 
Die Fläche für den Gemeinbedarf, im Westen des Geltungsbereiches, hat zur Zeit der 
Kartierung die Wertigkeit 0 (ODS und OVU). Eine zukünftige Nutzung als Lagerfläche 
für den gemeindlichen Bauhof entspricht der gleichen Wertigkeit (OSM), sodass eine 
Bilanzierung für diesen Bereich nicht notwendig erscheint, da sich der Biotopwert mit 
der Planung nicht verschlechtert.   
Die umliegenden Baum- und Strauchformationen werden durch die Planung nicht be-
rührt, sodass auch die Betrachtung in der Bilanzierung entfällt.  
 
Tabelle: Eingriffsberechnung durch die Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Lagefaktor m² EFÄ 

GE         

ODS 5187 1 0,75 3890 

        3890 

 
Versiegelung und Überbauung 
Das Eingriffsäquivalent für Versiegelung und Überbauung wird wie folgt berechnet: 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert be-
rücksichtigt:  
 
Teil-/Vollversie-

gelte bzw. 

überbaute Flä-

che [m²]  

X 

Zuschlag für Teil-/ 

Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

0,2/0,5 

= 

Eingriffsäquivalent für Teil-/ 

Vollversiegelung bzw. Überbauung 

[m² EFÄ] 

 
Für den Bereich des geplanten Gewerbegebietes wird eine spezifische Grundflächen-
zahl (GRZ) festgelegt, die den Grad der maximal möglichen Versiegelung definiert. Die 
vorhandene Versiegelung wird in die Bilanzierung berücksichtigt und nur die mögliche 
zusätzliche Versiegelung als Eingriff berechnet.  
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Für das Gewerbegebiet (GE) ist eine Grundflächenzahl von 0,6 festgesetzt. Eine Über-
schreitung bis zu einem Wert von 0,8 ist gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO zulässig.  
 
Wie oben bereits erwähnt, wird nur die freie unversiegelte Fläche in der Bilanzierung 
aufgeführt und nur die mögliche maximale zusätzliche Versiegelung als Eingriff be-
rechnet.  
 
 
Tabelle: Eingriffsberechnung durch Versiegelung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Zuschlag m² EFÄ 

GE         

ODS 4150 1 0,5 2075 

        2075 

 
 
Wirkzonen 
In der Anlage 5 der Hinweise zur Eingriffsregelung werden Wirkbereiche mittelbarer 
Beeinträchtigungen von Vorhabentypen dargestellt. Für Industrie- und Gewerbege-
biete sind jeweils Wirkbereiche (I) von 50 m und Wirkbereiche (II) von 200 m festge-
legt.  
 
Gemäß den Ausführungen unter Punkt 2.4 „Berechnung des Eingriffsflächenäquiva-
lents für Funktionsbeeinträchtigung von Biotopen (mittelbare Wirkungen/Beeinträchti-
gungen)“ wird ausgesagt, dass es neben Beseitigungen und Veränderungen von Bio-
topen, auch zu mittelbaren Beeinträchtigungen, d.h. Biotope sind nur noch einge-
schränkt funktionsfähig, kommen kann. Soweit gesetzlich geschützte Biotope oder Bi-
otoptypen ab einer Wertstufe von 3 mittelbar beeinträchtigt werden, ist dies bei der 
Ermittlung des Kompensationsbedarfes zu berücksichtigen.  
 
Im Rahmen der Biotoptypenkartierung wurde ein Wirkbereich von 20 m um das Plan-
gebiet aufgenommen. In den Randbereichen sowie im direkten Umfeld des Planungs-
gebietes befinden sich drei gesetzlich geschützte Biotope (§ 20 NatSchAG M-V), ent-
lang der B 105 eine aufgelöste Allee (§ 19 NatSchAG M-V) sowie eine nicht Verkehrs-
wege begleitende Baumreihe (§ 18 NatSchAG M-V).  
 
Unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen und aufgrund der geringfü-
gigen Erweiterung des Gewerbegebietes werden keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen der gemäß §§ 18/19/20 NatSchAG M-V geschützten Landschaftsbestandteile er-
wartet. Mittelbare Beeinträchtigungen sind unter Berücksichtigung der Größe und Pla-
nungsziele und der bestehenden Vorbelastungen durch die bestehende Bebauung aus 
Sicht der Gemeinde nicht gegeben.  
 
Neben den zuvor genannten gesetzlich geschützten Landschaftsbestandteilen, befin-
det sich nördlich angrenzend an den Geltungsbereich eine Frischweide (GMW) mit der 
Wertstufe 3. 
Die kartierte Frischweide wird aktuell dem Gartenbereich der umliegenden Siedlung 
(Häuser/Gehöfte) zugeordnet und ist durch die Nutzung als Weidefläche bzw. als Nutz-
garten anthropogen vorbelastet. Zudem wird die Frischweide durch die nicht Verkehrs-
wege begleitende Baumreihe abgeschirmt, sodass mittelbare Wirkungen/Beeinträch-
tigungen ausgeschlossen werden können.  
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Mit der Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes Nr. 23 sind indirekte Ein-
griffe und Störungen dieser Biotope potentiell möglich. Allerdings sind die genannten 
Biotope bereits durch die Bundesstraße 105, die anliegenden Gehöfte und die angren-
zende landwirtschaftliche Nutzung anthropogen vorbelastet. 
 
Dementsprechend wird auf eine Ausweisung von Wirkzonen verzichtet.  
 
 
Zusammenfassung: Eingriffsbilanzierung: 
Aus den zuvor berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

Tabelle: Zusammenstellung des multifunktionalen Eingriffs 

Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 3 890 

Versiegelung 2 075 

Wirkzonen - 

 

Multifunktionaler Gesamteingriff 

 

5 965 m² EFÄ  

 
 
5.4 Kompensationsmaßnahmen 
 
Das durch die Eingriffe in Natur und Landschaft verbleibende Kompensationsdefizit 
von 5 965 m2 EFÄ wird durch den Ankauf von Ökopunkten des Ökokontos „Naturwald 
Moorbruch bei Everstorf“ (Nr. 034 / Landesforst M-V) behoben. Auf dem Flurstück 2/1 
(teilw.), Flur 1 in der Gemarkung Everstorf wurde eine Komplexmaßnahme umgesetzt. 
Ziel der Ökokontomaßnahme ist die Etablierung möglichst naturnah ablaufender Öko-
systemprozesse und die Entwicklung von zusätzlichen Lebensräumen für Flora und 
Fauna. Dazu wurde die forstwirtschaftliche Nutzung aufgegeben. Durch die Aufgabe 
der Nutzung steigert sich der Alt- und Totholzanteil, es entstehen neue Lebensräume 
und positive Wirkungen auf den Waldstandort und seine Verjüngungsdynamik treten 
ein. Es liegt eine Reservierung der Ökopunkte bei der Landesforst M-V und dem Flä-
cheneigentümer vor. Diese wird der unteren Naturschutzbehörde vor Satzungsbe-
schluss vorgelegt (vgl. § 9 Ökokontoverordnung).  
 
 
5.5  Grünordnerische Festsetzungen und Hinweise 
 
Festsetzungen 
 
Die Baustelleneinrichtungen sind auf das notwendigste Maß zu beschränken. Nach 
Beendigung der Bauarbeiten sind baubedingte Beeinträchtigungen (wie Bodenver-
dichtungen, Fahrspuren, Fremdstoffreste) zurückzunehmen. Entfallende Gebäude 
und Nebenanlagen sowie Bauschutt und Müllablagerungen sind ordnungsgemäß zu 
entsorgen bzw. einer Wiederverwertung zuzuführen. 
 
Es ist zu verhindern, dass über einen längeren Zeitraum hohlraumreiche Ablagerun-
gen entstehen, die von Amphibien und Reptilien als Quartiere aufgesucht werden kön-
nen. 
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Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Bodenaushub, insbesondere Mutterbo-
den, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, vor Vernichtung oder Vergeudung zu schüt-
zen, und an Ort und Stelle wieder zu verwerten oder einer Wiederverwertung zuzufüh-
ren. 
 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden bzw. 
die Gräben und Gruben schnellstmöglich zu verschließen und vorher hereingefallene 
Tiere aus den Gräben zu entfernen sind. 
 
Grundstückszufahrten, Stellplätze und deren Zufahrten sind in wasserdurchlässiger 
Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflaster, versickerungsfähiges Pflaster 
oder wassergebundene Decke) herzustellen. Ausgenommen hiervon sind Grund-
stücksflächen von Betrieben und Anlagen, auf denen Grundwassergefährdende Stoffe 
i.S. d. Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) hergestellt, verarbeitet oder gelagert werden. 
 
Innerhalb der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Zäsurgrün“ sind die vorhandenen 
Gehölze dauerhaft zu erhalten. Die Fläche um die Gehölze ist als Rasenfläche zu ge-
stalten und dauerhaft zu erhalten. 
 
Innerhalb der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Grünland“ sind die vorhandenen 
Gehölze dauerhaft zu erhalten. Die weitere Fläche ist als Grünland dauerhaft unver-
siegelt zu erhalten. 
 
Innerhalb der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abschirmgrün“ sind die vorhan-
denen Gehölze dauerhaft zu erhalten. Auf der Fläche ist die Errichtung von baulichen 
Anlagen sowie Aufschüttungen und Abgrabungen unzulässig. 
 
Die Umbauten der vorhandenen Gebäude, die eine potentielle Bedeutung als Habitat 
der Tier- und Pflanzenarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie der europäischen 
Vogelarten gemäß Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie innerhalb der Ortslage Stof-
ferstorf aufweisen, sind bauökologisch zu begleiten und ggf. notwendige Maßnahmen 
mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
 
Zum Schutz der Artengruppe Fledermäuse sind folgende Maßnahmen zu beachten: 
Die geplanten Bauarbeiten und Baumfällungen sind auf den Zeitraum von 30. Oktober 
bis 01. März zu beschränken. Für die nachgewiesenen Fledermausarten sind Ersatz-
quartiere durch Aufhängen von Fledermauskästen zu schaffen (vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahme). Die Fledermauskästen sind im Verhältnis 1:3 anzubringen (für ein 
zerstörtes Quartier Ersatz durch drei Fledermauskästen). Die Ersatzkästen müssen 
bereits vor den Bauarbeiten bzw. Baumrodungen angebracht werden. Für die Aufhän-
gung der Fledermauskästen sind geeignete Plätze im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes festzulegen. Die Verfüg-barkeit der Standorte für die zu realisierenden Er-
satzquartiere und deren dauerhafte Sicherung sind über eine entsprechende Verein-
barung / einen Vertrag zu gewährleisten. Die entsprechenden Maßnahmen sind mit-
hilfe der ökologische Baubegleitung durchzuführen und zu überwachen. 
 
Zum Schutz der Artengruppe Brutvögel (Gebäudebrüter) sind folgende Maßnahmen 
zu beachten: Die geplanten Bauarbeiten und Baumfällungen sind auf den Zeitraum 
von 30. Oktober bis 01. März zu beschränken. Für die nachgewiesenen Nester muss 
eine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme geplant und durchgeführt werden. Dabei 
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sind für die Brutvögel geeignete Ersatznester zu schaffen. Die Ersatz-nester sind im 
Verhältnis von 1:1 anzubringen (für ein zerstörtes Nest / Brutstätte Ersatz durch ein 
Ersatznest). Die Ersatznester müssen bereits vor Beginn der Bauarbeiten angebracht 
werden. Für die Schwalben müssen die Ersatznester vor Beginn der auf die jeweilige 
Baumaßnahme folgenden Brut-saison für die Tiere zur Verfügung stehen. Für die An-
bringung der Ersatznester sind geeignete Plätze im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes festzulegen. Die Verfügbarkeit der Standorte für die zu realisierenden Ersatz-
nester und deren dauerhafte Sicherung sind über eine entsprechende Vereinbarung / 
einen Vertrag zu gewährleisten. Die entsprechenden Maßnahmen sind mithilfe der 
ökologische Baubegleitung durchzuführen und zu überwachen. 
 
Zum Schutz der Artengruppe Brutvögel (alle Gilden außer die Gebäudebrüter) sind 
folgende Maßnahmen zu beachten: Sämtliche ggf. erforderliche Einrichtungs- und Er-
schließungsarbeiten (Baufeldfreimachung, Bergung des Oberbodens, Baustellenein-
richtung etc.), der Beginn der jeweiligen Baumaß-nahmen und die Rodung / Fällung 
von Gehölzen / Bäumen werden auf den Zeitraum von 01. Oktober bis 28. / 29. Februar 
des Folgejahres beschränkt. Die Bauarbeiten, die vor dem 28. (29.) Februar begonnen 
wurden, können, sofern sie ohne Unterbrechung fortgesetzt werden, in der Folgezeit 
beendet werden. Längere Unterbrechungen als eine Woche (7 Kalendertage) sind 
auszuschließen. Ansonsten ist ein Vorkommen von Brutstätten der oben aufgeführten 
Arten vor dem wieder aufgenommenen Baubetrieb gutachterlich zu prüfen. Die ent-
sprechenden Maßnahmen sind mithilfe der ökologische Baubegleitung durchzuführen 
und zu überwachen. 
 
Zur Gewährleistung einer naturschonenden und insbesondere insektenfreundlichen 
Beleuchtung sind die nachfolgenden Maßnahmen umzusetzen: Im gesamten Plange-
biet sind im Außenbereich Lampen mit Wellenlängen unter 540 nm (Blau- und UV-
Bereich) und mit einer korrelierten Farbtemperatur > 2 700 K nicht zulässig. Es sind 
ausschließlich voll abgeschirmte Leuchten mit gerader Glasabdeckung ohne Abstrah-
lung in den oberen Halbraum (URL = 0%) und in die Horizontalen zu verwenden. Die 
Abstrahlungsgeometrie ist in möglichst steilen Winkeln von oben nach unten und mög-
lichst geringer Leuchtdichte zu gestalten. Abstrahlungswinkel > 70° sind unzulässig, 
Ausnahmen bedürfen besonderer sachlicher Gründe. Die Ausleuchtung angrenzender 
Bereiche ist zu vermeiden. Das Licht ist dem tatsächlichen menschlichen Bedarf im 
Bereich der Straßen, Wege und Gebäude (erforderliche Mindestbeleuchtungsstärke) 
anzupassen. Lichtimmissionen aus Innenräumen mit größeren Fensterflächen sind 
während der Dunkelheit abzudecken. 
 
Um Tötungstatbestände (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) der Artengruppen Fledermäuse 
und Brutvögel zu vermeiden, sind Fällungen von Gehölzen sowie die Entfernung wei-
terer vegetativer Strukturen nur im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar 
zulässig (vgl. § 39 BNatSchG). Anderenfalls ist eine Ausnahmegenehmigung bei der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 
 
Sollten Baumaßnahmen innerhalb der Brutzeit stattfinden, sind diese Flächen zuvor 
durchgängig frei von höherer Vegetation zu halten, um ein Ansiedeln von Bodenbrü-
tern zu vermeiden. Nach der Baufeldfreimachung im Winter hat eine regelmäßige 
Mahd im Zyklus von ca. je drei Wochen stattzufinden. 
 
Bäume ab einem Stammumfang von 50 cm und damit potentiellen Höhlungen sind vor 
der Fällung durch geeignetes Fachpersonal auf Besatz mit Fledermäusen/ Brutvögeln 
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zu überprüfen. Liegt eine Be-siedlung vor, müssen die Bäume bis zur Aufgabe des 
Quartieres stehen bleiben oder die Tiere in adäquate Ersatzquartiere umgesetzt wer-
den. 
 
 
Hinweise 
 
Eine Beseitigung nach § 18 bzw. § 19 NatSchAG M-V gesetzlich geschützter Bäume 
sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Be-
einträchtigung führen können, sind verboten. Zulässig bleiben fachgerechte Pflege- 
und Erhaltungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für Leib oder Leben oder Sachen von bedeutsamem Wert. 
 
Innerhalb der Wurzelschutzbereiche (Kronentraufbereich zzgl. 1,5 m) sind alle Hand-
lungen untersagt, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beeinträch-
tigung führen können. Pflegeschnitte sind zulässig und zur Einhaltung der Verkehrssi-
cherungspflicht fachgerecht auszuführen. Beschädigte oder abgegangene Gehölze 
sind gleichwertig zu ersetzen. Innerhalb der festgesetzten Wurzelschutzbereiche sind 
die Errichtung von baulichen Anlagen sowie Aufschüttungen und Abgrabungen unzu-
lässig. 
 
Eine Beseitigung nach § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützter Biotope und Ge-
otope sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung 
des charakterlichen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigungen der in der Anlage 2 zu diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung füh-
ren können, sind unzulässig.  
 
Die Beseitigung von Gehölzen gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) darf nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. März durchge-
führt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis durch den 
Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Gehölzflächen keine Brutvögel brüten 
und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt.  
 
Im Zuge der Baudurchführung sind geeignete Baumschutzmaßnahmen durchzufüh-
ren. Der Schutz der Gehölzbestände gegen Anfahrschäden, Verdichtung im Wurzel-
bereich, Beschädigung des Stammes und der Rinde durch Fahrzeuge, Baumaschinen 
und sonstigen Bauvorgängen erfolgt durch geeignete Stammschutzmaßnahmen. Die 
stammnahen Wurzelbereiche sind außerhalb des Baufeldes nicht durch Bautechnik zu 
befahren bzw. durch Baustelleneinrichtungen und Ablagerungen zu belasten.  
Die fachgerechten Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen der Bäume sind nach aktuellen 
Standards durchzuführen. 
 
Das durch die Eingriffe in Natur und Landschaft verbleibende Kompensationsdefizit 
von 5 965 m2 EFÄ wird durch den Ankauf von Ökopunkten beglichen. Dazu wird das 
Ökokonto „Naturwald Moorbruch bei Everstorf“ (Nr. 034 / Landesforst M-V) genutzt. 
Die Sicherung erfolgt durch eine vertragliche Regelung zwischen dem Flächeneigen-
tümer und der Gemeinde Gägelow.  
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6. Zusätzliche Angaben 
 
6.1 Technische Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
 
Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 
Im Umweltbericht erfolgt eine Abarbeitung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
und ergänzend nach § 1a BauGB. Hierbei werden die einzelnen Schutzgüter, bezogen 
auf die Bestandssituation (Basisszenario) untersucht und anschließend wird eine 
Prognose für die Entwicklung mit Umsetzung der Planungsziele erstellt.  
Umfang und Detaillierung orientieren sich dabei problembezogen an der vorliegenden 
Planungsaufgabe und dem gegenwärtigen Wissensstand. Zur Erfassung des Bestan-
des fanden Ortsbegehungen durch das Gutachterbüro ECO-CERT sowie das Pla-
nungsbüro Hufmann statt. Ebenso wurden Luftbilder und Kartenmaterialien ausgewer-
tet.  
 

Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 
Spezielle Schwierigkeiten bei der Zusammensetzung der Unterlagen bestanden nicht. 
Die Biotoptypenkartierung sowie den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Potential-
abschätzung) wurden von dem Gutachterbüro ECO-CERT durchgeführt. 
 
 
 
6.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
 
Allgemein dient eine Überwachung der Umwelt insbesondere der Feststellung von er-
heblichen, unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen. Da durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu er-
warten sind, können Maßnahmen, die der Überwachung dienen, unterbleiben.  
 
 
7. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß §§ 2 Abs. 4 und 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden die 
Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die Ergebnisse der Ein-
griffsregelung aufgezeigt. Für den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Gägelow wur-
den innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen auf Grundlage der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet.  
 
Das Plangebiet besitzt eine Flächengröße von rund 2,9 ha und befindet sich am süd-
lichen Rand der Ortslage Stofferstorf. Mit dem Umweltbericht wurde geprüft, ob von 
dem Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Gägelow erhebliche, nachteilige Auswir-
kungen auf die Umwelt zu erwarten sind. Mit dem Bebauungsplan Nr. 23 beabsichtigt 
die Gemeinde Gägelow, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine erneute 
gewerbliche Nutzung der leerstehenden Bebauung sowie für die Errichtung zusätzli-
cher baulicher Anlagen zu schaffen. Künftig soll das Plangebiet als Standort einer Spe-
dition mit Lagerflächen genutzt werden. Des Weiteren ist geplant, Teilflächen dem ge-
meindlichen Bauhof als Lagerflächen zur Verfügung zu stellen und eine Fläche für den 
Ausgleich zu schaffen. 
 



Satzung der Gemeinde Gägelow über den 
Bebauungsplan Nr. 23 „Stofferstorf Süd“ 

_______________________________________________________________________________________________________________________________________ 

56 

Aufgrund der ehemaligen Nutzung als LPG-Standort handelt es sich um einen Bereich 
mit anthropogenen Vorbelastungen. Somit erfolgt eine Nachnutzung einer bereits vor-
belasteten Fläche.  
 
Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 23 werden Neuversiegelungen und Um-
nutzungen von derzeit ungenutzten Freiflächen ermöglicht. Zu erwartende Eingriffe in 
Natur und Landschaft, welche durch die vorliegende Planung verursacht werden, sind 
unter Hinzunahme der Ausführungen der „Hinweise zur Eingriffsregelung für M-V; 
Neufassung LUNG 2018“ dargestellt und bewertet worden.  
 
Zum Ausgleich des Kompensationserfordernisses ist eine Nutzung einer derzeitigen 
landwirtschaftlichen Fläche im Nordosten des Plangebietes vorgesehen. Hierzu erfol-
gen nähere Ausführungen im Rahmen des fortschreitenden Planverfahren sowie wei-
tere Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbehörde. Des Weiteren fördern Erhal-
tungs- und Pflanzgebote die Einbindung der geplanten Bebauung in den Siedlungs- 
und Landschaftsraum. 
 
Die angestrebten Planungsziele stimmen mit den Darstellungen des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Gägelow überein. Aus den übrigen übergeordneten Planungen 
lassen sich daher keine erheblichen Beeinträchtigungen der dort dargestellten Ent-
wicklungsziele ableiten.  
Eine Betroffenheit internationaler und nationaler Schutzgebiete liegt nicht vor. 
 
Eine Betroffenheit von gesetzlich geschützten Bäumen gemäß § 18/19 Naturschutz-
ausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (NatSchAG M-V) ist nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht gegeben. Die innerhalb der Randbereiche des Plangebietes vor-
handenen geschützten Gehölze bleiben mit der Umsetzung der Planungsziele erhal-
ten. Die Wurzelschutzbereiche sind in der Planzeichnung gekennzeichnet. Ein ent-
sprechender Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen wurde in die Hinweise auf-
genommen.  
 
Ebenso sind in den Randbereichen des Plangebietes sowie im Umfeld Gehölz- und 
Gewässerstrukturen vorhanden, die einen Schutzstatus gemäß § 20 NatSchAG M-V 
besitzen. Unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen und aufgrund der 
geringfügigen Erweiterung des Gewerbegebietes werden keine erheblichen Beein-
trächtigungen erwartet. Mittelbare Beeinträchtigungen sind unter Berücksichtigung der 
Größe und Planungsziele und der bestehenden Vorbelastungen durch die bestehende 
Bebauung aus Sicht der Gemeinde nicht gegeben.  
 
Es wurden die Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Pflanzen, Tiere, biologische 
Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter 
untersucht. Im Wesentlichen sind durch das Vorhaben Auswirkungen auf die Schutz-
güter Boden und Wasser durch Funktionsverlust verbunden. Mit erheblichen Beein-
trächtigungen durch die mit dem Bebauungsplan Nr. 23 verbundenen Planungsabsich-
ten auf die Umwelt bzw. die benannten Schutzgüter ist nicht zu rechnen. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanes wurden insbesondere Beeinträchtigungen durch 
Lärm betrachtet. Hierfür wurde eine schalltechnische Untersuchung vom Gutachter-
büro Lärmschutz Seeburg (Rostock, 15.10.2020) durchgeführt. Unter Berücksichti-
gung der dargestellten Maßnahmen ist die Umsetzung der Planungsziele zulässig.  
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Zur Beachtung der Belange des Artenschutzes wurde ein AFB (Potentialabschätzung) 
inklusive Begehungsbericht durch das Gutachterbüro ECO-CERT erarbeitet. In die-
sem Beitrag werden Maßnahmen dargestellt, die dem Eintreten von Verbotstatbestän-
den nach § 44 BNatSchG entgegenwirken. Dies betrifft die Artengruppen Brutvögel 
und Fledermäuse. Diese Maßnahmen wurden in den Bebauungsplan als Festsetzun-
gen bzw. Hinweise übernommen. Das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 
BNatSchG wird demnach ausgeschlossen.  
 
Die Umweltbelange wurden im Rahmen des hier vorliegenden Vorentwurfes grundle-
gend behandelt. Mit der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wird um Stellung-
nahme der zuständigen Behörde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB gebeten, um den weiteren 
Detaillierungsgrad des Umweltberichtes abzuklären und Abstimmungen zu den aus-
stehenden Aspekten zu treffen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Auswirkungen der hier verfolg-
ten Planungsziele als gering einzustufen sind. Es handelt sich um die Nachnutzung 
einer bereits anthropogen überformten Fläche. Die verursachten Eingriffe in Natur- und 
Landschaft werden durch entsprechende Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen von 
der Planung.  
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